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Präsident: · Frankfurt braucht zweite Uni 
Die studienbedingungen an der Universität Frankfurt sind "kata· 
strophal": Auf kleinem, unwirtlichem Areal sind weit über 20 000 
studenten zusammengepfercht. Die schlechte Infrastruldur läßt 
sich im Kerngebiet mangels Fläche kaum verbessern. In der 
Überfüllungssituation und der Anonymität dieser Massenuni· 
versität sehen viele, die hier ,arbeiten, eine der Ursachen für un­
kontrollierte studentische Aggressionen. Eine Lösung des Pro­
blems hat jetzt ' Universitätspräsident Prof. Dr. Hans-Jürgen 
Krupp in die Diskussion gebracht: "Zellteilung" der Universität 
im Kel'ngebiet mit dem Ziel, eine zweite eigenständige Hochschule 
in Niederursel aufzubauen. Krupp bezeichnet seinen Vorschlag 
als ein erst grobes Konzept, das noch gründlich diskutiert und be­
raten werden mUsse. Erstmals hat er es öffentlich auf einer 
Sitzung des Ständigen Ausschusses für Hallshaltsangelegenheiten 
der Universität am 15. 12. 1977 vorgetragen, dann auf einer eig'e­
oen Presselwnferenz am 22. 12. 1977. 

'Der Präsident geht von folgen­
den Voraussetzungen aus: 

'- Im Gegensatz zu anderen 
hessischen Hochschulen ver­
zeichnet die Universität Frank­
furt weiterhin steigende stu­
dentenzahlen. In diesem Win­
tersemester ist die Zahl der 
eingeschriebenen Studenten 
erstmals über die 24000-Gren­
ze gestiegen. 

- Die Zah1 derjenigen, die auf 
einen Studienplatz im Frank-

'Prof. Simonsohn 
gestorben 
Prof. Dr. Berthold Simonsohn 
ist unerwartet am vergangenen 
Sonntag, 8. Januar, gestorben. 
Er war Professor für Sozialpäd­
agogik und Jugendrecht im 
Fachbereich Erziehungswissen­
:;c:haften der Universität Frank­
furt. Berthold Simonsohn war 
erst Ende des Sommerseme­
sters 1977 emeritiert worden. 

Einen ausführlichen Nachruf 
bringt der "Uni-Report" in der 
nächs ten Ausgabe. 

fUTter Raum angewiesen sind, 
wird weiter zunehmen. Denn 
der Frankfurter Raum ist, ge­
messen an , seiner Bevölke­
rungszahl, mit Studienplätzen 
·unterversorgt. Gleichzeitig wird 
der Anteil derjenigen, deren ' 
Entscheidung für oder gegen 
ein Studium aus sozialen Grün­
den von dem Vorhandensein 
eines Studienplatzes am Hei­
matort abhängt, zunehmen. 
Das in diesem Jahr eingetre­
tene Phänomen einer deutlich 
rückläufigen Übergangsquote 
von Schule auf Hochschule hält 
Krupp als ein vorübergehen­
des Ereignis der Anti-Werbung 
zum Studium. Nach seinen Ein­
schätzungen wird die Zahl der 
Stüdierwilligen im Frankfurter 
,Raum auf über 30000 anwach­
sen (Fachhochschule ausge­
nommen) . 

- Die Universität Frankfurt 
hat bisher alle Expansionspro­
gramme zur Bewältigung des 
sogenannten Studentenberges 
mitgetragen. Sie ist jetzt am 
Rande ihrer Funktionsfähig­
keit. Weitere Überlast- oder 
Zusatzlastprogramme kann sie 
schon aus räumlichen Gründen 
nicht mehr bewältigen. 

Studentenzahlen für das Wintersemester 1977/78' 

Fachbereich Verände-
WS WS rung in 

76/77 77/78 Prozent 

Rech tswissenschaft 2645 2759 + 4,3 
2 Wirtschaftswissenschaften 2 3~)6 2507 + 4,6 
3 Gesellschaftswissenschaften 2220 2074 6,6 
4 Erzie 11 ungswissenschaften 2382 2838 1,5 
5 Psychologie 1 169 1 190 + 1,8 
6 Religionswissenschaften 219 275 + 25.6 
7 Philosophie 632 635 + 0,5 
8 Geschich tswissenschaften 516 553 + 7,2 
9 Klassische Philologie 

und Kunstwissenschaften 728 784 + 7,7 
10 Neuere Philologien 2324 2244 3,4 
11 Ost- und außereuropäische 

Sprach- und Kulturwissen-
schafien 247 246 - 0,4 

12 Mathematik 880 778 -11,6 
1:3 Physik 775 754 2,7 
14 Chemie 71:3 717 + 0.6 
I') Biochemie und Pharmazie 435 456 + 4.8 
16 BiOlogie 652 687 + 5,4 
17 Geowissenschaften 31.)8 416 + 7,0 
lS Geographie 340 358 + 5,3 
19 Humanmedizin 2282 2470 + 8,2 
2() Informatik 18 
21 Ökonomie 12 

1-21 22453 22771 + 1,5 
BeurlaUbte 1237 1436 + 16,0 

G ·',s.lmt 23690 24207 + 2,2 

-

Ein einsames Chemie-Gebäude steht seit eInIgen Jahren auf dem NiederurseIer Hang, dem Er­
weiterungsgelände der Universität Franldurt. Aus Geldmangel des Landes wurde der Ausbau ver­
schoben, obwohl das Ackergelände bautechnisch erschlossen ist. Jetzt sollte hier nach Vorstellung 
des Präsidenten eine zweite, eigenständige Universität Frankfurt entstehen. Foto: H~isig 

- Eine weitere Verdich tung im 
Kerngebiet verbieten die Er­
fahrungen. die gerade hier 'nit 
der konzentrierten Bebauung 
gemacht wurden. Deutliches 
Beispiel für deren negative 
'Auswirkungen auf das soziale 
und kommunikative Klima ist 
der "Turm". Abgesehen davon 
hat die Universität Frankfurt 
ihre optimale Größe von ca. 
15 000 Studenten längst über­
schritten. 

Als Standort für eine zweite 
Universität im Raum Frank­
furt bietet sich Niederursel an. 
Seit Jahren steht hier ein ein­
sames Gebäude als Vorreiter 
einer zu Beginn der 70er 
Jahre geplanten integrierten 
Gesamthochschule. Es blieb 
bisher bei diesem einsamen 
Gebäude, in dem nur ein Teil 
des Fachbereichs Chemie der 
Universität untergebracht ist, 
da dem Land das Geld ausging. 
(Das Konzept einer integrierten 
Gesamthochschule wurde aus 
verschiedenen hochschulpoliti­
schen Gründen unabhängig da­
von zu den Akten gelegt). 
Grundstücke und bautechni.sche 
Erschließungsinvestitionen für 
weitere Gebäude liegen brach. 

Um noch rechtzeitig für die ge­
burtens tarken Jahrgänge Stu­
dienplätze zu schaffen, wäre 
eine Grundsatzentscheid Ltng 
noch in diesem Jahr erforder­
lich. Nach elen Vorstellungen 
Krupps könnten in Niederursel 
mit erster Priorität Gebäude 
für geistes- und sozialwissen­
schaftliche Fachbereiche er­
richtet werden, die schneller 
und billiger als Gebäude für 
naturwissenschaftliche Fachbe­
reiche. denen 2. Priorität einge­
räumt werden sollte, gebaut 
werden können. Das Ziel müß­
ten nach Ansicht Krupps zwei 
komplette Universitäten sein, 
die jede für sich voll funktions­
fähig sind. Eine Trenpung nach 

dem Muster Naturwissenschaf­
ten hier, Geisteswissen~chaften 
dort, käme nicht in Frage. Na­
türlich seien Schwerpunktbil­
dungen möglich, was ja schon 
hessenweit mit den sogenann­
ten kleinen Fächern geschieht. 
Dem skeptischen Einwand von 
Journalisten, wie Krupp denn 
die Bereitschaft des Landes, 
di.eses Konzept zu finanzieren, 
einschätze, entgegnete er, die 
Politiker könnten sich nicht 
länger damit brüsten, den Nu­
merus Clausus abzuschaffen, 
ohne dafür Leistungen zu er­
bringen. Jetzt müsse etwas ge­
geschehen, auch wenn es Geld 
koste, Die Universität habe 
selbst alles in ihren Kräften 
Stehende getan. Wenn die Poli­
tiker untätig blieben, entstünde 
bald eine Lage, die "nicht mehr 
beherrschbar ist". 

Gäbe es nicht nach 1985, wenn 
die geburtenschwachen Jahr": 
gänge an di~ Universitäten 
kommen und die Studenten­
zahlen sinken, leerstehende 
Gebäude? Krupp verneint diese 
Frage. Im Kerngebiet könnte 
man dann endlich zu einer 
"Verdünnung" auf ca. 15000 
Sludenten kommen, alte Ge-

~epief' 

Au.f Ihren Artikel vom 23. 12. 
1977 "Gibt es bald zwei Uni­
ve'rsitäten im Großraum 
Fmnkfurt?" kann ich nur er­
widern: Wenn d 'ies WirkHch­
keit wird, dann hätte der 
Großm'Um F1'ankfurt zwei Tel·-
7'oristenhochburgen, Entschul­
digung, zwei Universitäten zu­
viel! 

~es~rbrief in der Neuen Presse 
vom 2. 1. 1978. 

bäude abreißen (z. B. die Che­
mie-"Ruine"), angemietete Vll­
len aufgeben und Struktursa­
nierung betreiben. Weiterhin 
könnte dann die Universität 
ihren Auftrag für die Fort­
und Weiterbildung der Er­
wachsenen wahrnehmen, wo­
nach im Raum Frankfurt ein 
großer Bedarf bestehe. 

Und das Straßenbahndepot an 
der Bockenheimer Warte'? Hier 
könnte der fehlende Saal für 
Großveranstaltungen (Audi-

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPPRT 

erscheint am 25. Januar 
Ün8. RedakÜonsschluß ist 

'der 20. Januar 1978. ' . 

UNI-RE~ORT steht im 
Rahmen seiner Möglich­
keiten allen Universitäts­
mitglieder für Veröffent­
lich ungen zur Verfügung. 

Max) oder ein Sprachenzen­
trum gebaut werden. Unter 
Umständen ließe sich das De­
pot zunächst provisorisch in 
der Weise herrichten, daß die 
denkmalschutzwürdige Fas­
sade erhalten bleibt. 

im Ständigen Haushaltsaus­
schuß der Universität blieb 
Krupps Konzept zweier Uni­
versitüten im Großraum 
Frankfurt durch "Zellteilung" 
bei der ersten unvorbereiteten 
Vorstellung nicht unwiderspro­
chen. Einmütigkeit schien je­
doch darüber zu bestehen, daß 
beim weiteren Ausbau jede 
VerzettE:lung vermieden wer­
den soll. Entweder sagt das 
Land sicher zu, in Niederursel 
eine Immplette Universität zu 
errichten, oder aber die Uni­
versität konzentriert alle wei· 
~ere-n . baulichen Überlegungen 
fluf . d,ie Sanierung des Kern­
gebietes, 
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Ausstellung über 
Oskar Maria Graf 
~in "Provinzschriftsteller" -
so nannte er sich stolz und 
augenzwinkernd zugleich selbst 
- erlebt eine Renaissance: Os­
kar Maria Graf. Ihm ist eine 
Ausstellung in der Deutschen 
Bibliothek gewidmet, die bis 
zum 28. Januar dauert und 
werktags von 9 bis 20 Uhr, 
samstags von 9 bis 17 Uhr ge­
öffnet ist. Die Ausstellung 
wurde zunächst im Juni 1977 
~nläßlich des 10. Todestages 
des 1894 in einem bayrischen 
Dorf geborenen 'und 'im New 
Yorker Exil gestorbenen Dich­
ters veranstaltet und hier 
durch Bestände der Deutschen 
Bibliothek erweitert . . 
Wieder- bzw. neuentdeck.t .. von 
einem, breiteren Publikum 
wurde Graf durch den Fern­
sehfilm Anton Bolwieser, den 
R~iner Maria Fassbinder nach 
Grafs 1931 veröffentlichten 
Roman drehte. Kennzeichnend 
hier für Grafs gesamtes, etwa 
40 Titel umfassendes Werk: 
gesellschaftskri tische Einstel­
lung, Vorliebe für bäuerliches 
oder kleinbürgerliches Milieu 
sowie einfache Menschen. Sein 
Adressat: das arb~itende; linke 
und gescheite Volk. Insofern 
p'oli tischer Volks schriftsteller, 
aRer nicht, wie manchem sei­
ner.Auftritte entnommen wer­
den könnte, bayrischer Hei­
matschriftsteller. 
Wie fast allen Zeugnissen über 
den Menschen Graf zu entneh­
men ist, hat er einen wider­
sprüchlichen Eindruck vermit­
telt: ein massiger, bodenstän-, 
diger, barocker Bayer mit Hu­
mor, aber auch Bohemien, auch 
Sozialist, auch Katholik, auch 
Pazifist, Außenseiter, Quer­
kopf ... Mit 12 Jahren arbeite­
te er in der -väterlichen Back­
stube, geht ein Jahr später 
nach München, schlägt sich 

Rechtswissenschaft 
Prof. Dr. Wolfgang Frhr. Mar­
schall von Bieberstein hat ei­
nen Ruf auf den Lehrstuhl für 
Bürgerliches Recht, - Handels­
recht und Internationales Pri­
vatrecht an der Universität 
Bonn' angenommen. 

* Prof. Dr. Hans-Leo Weyers hat 
einen Ruf an die TU Hanno­
ver erhalten. 

Erziehungswissenschaften 

Das Centro de Estudios Ed.u­
cativos (CEE) hat Dr. Eckhard 

, Deutscher zu einem inter:natio­
nalen, Kongreß zwischen dem 
14. und 18. März 1978 nach 
Mexiko City eingeladen, auf 
dem lateinamerikanische Er­
ziehungswissenschaftler und 
Erziehungswissenschaftler aus 
den USA sich über er-ziehungs­
wissenschaftliche Fragestel­
lungen auseinandersetzen wer­
den. Dr. Deutscher soll auf die­
sem Kongreß über die Initia­
tiven und Intentionen der am 
Fachbereich Erziehungswissen -
schaften neu errichteten Stu­
dienrichtung "Pädagogik in der 
Dritten Welt" berichten sowie 
einen Vortrag über Ansätze 
erziehungswissenschaftlicher 
Theoriebildung halten. 

Geschichtswissenschaften 

Prof. Dr. Eike Haberland nahm 
auf Einladung der Stiftung 
SCOA vom 30. November bis 
6. Dezember 1977 an einem 
Symposium über "Orale Tradi­
tionen und die Staaten des 
Nigerbogens" in Niamey (Ni­
ger) teil. Er wurde dabei vom 
Staatspräsidenten des Niger, 
Lt. Co!. Kountche empfangen, 

durch als Hilfarbeiter, schließt 
sich Schwabinger Kreisen um 
den "Simplicissimus" und um 
dte "Jugend" an, wird nach 
Kriegsausbruch zum Militär 
eingezogen, entzieht sich dro­
hendem Todesurteil wegen 
Befehlsverweigerung durch 
Hungerstreik, landet in Irren­
anstalten, wird entlassen, bald 
verhaftet wegen Beteiligung 
am Munitionsarbeiter-Streik, 
entlassen, schließt sich der re­
volutionären Bewegung in 
München a'n, nimmt 1919 an 

'der Räterepublik teil, wird 
wieder verhaftet, entlassen, ar­
beitet als Schriftsteller und 
Dramaturg am sozialistischen 
Arbeitertheater "Die neue 
Bühne" in München, führt in 
Schwabing ein Leben als "Pro­
vinzschriftsteller" und zugleich 
als Bohemien bis zur Macht­
übernahme durch die Nazis. 

In dieser Zeit erscheinen neben 
dem Bolwieser u. a. das Be­
kenntnisbuch "Wir sind Ge­
fangene", mit dem Graf 1927 
der literarische Durchbruch ge­
lang, "Das bayrische Dekame­
ron" (1928) und "Kalenderge­
schichten" (1929). 

Die Nazis setzen ihn auf die 
Liste der "empfohlenen Au­
toren". Graf wehrt sich, prote­
stiert mit dem aufsehenden 
Kampfartikel "Verbrennt 
mich!" gegen diese Einvernah­
me. Seine Bücherverbrennung 
wird nachgeholt. Graf emi­
griert freiwillig zunächst nach 
Wien, dann in die Tschecho­
slowakei und schließlich 1938 
nach New York. Hier hat er 
zwar engen Kontakt zu deut­
schen Emigrantenkreisen, 
bleibt aber Außenseiter, der 
sich nicht integriert, kaum 
englisch lernt, statt dessen die 
bayerische Tradition mit Le-

um ihm über die deutsche Af­
rikaforschung zu berichten. 

.* 
Prof. Dr. Eike Haberland wur­
de während der Tagung der 
Deutschen Gesellschaft für 
Völkerkunde im November 
1977 in Bad Homburg für zwei 
Jahre zum Ersten Vorsitzenden 
wiedergewähl t. 

Neuere Philologien 
Dr. Olaf Hansen ist zum' Do­
zenten an einer Universität er.;. 
nannt worden. Sein Fach ist 
Anglistik/ Amerikanistik. 

* Die Deutsche Forschungsge-
meinschaft fördert die viermo­
natige Forschungsreise von 
Prof. Dr. Dieter Riemenschnei­
der (Englisches Seminar) nach 
Afrika. Das Forschungsprojekt 
heißt: Empirische Untersu­
chungen zur Rezeption und 
Wirkungs.geschichte der Manglo­
phonen Literatur in Afrika; 
die Problematik einer afrika­
nischen Literaturtheorie. 

Physik 
Dr. Joachim Hesse ist die aka­
demische Beieichnung Hono­
rarprofessor verliehen worden. 
Dr. Hesse ist Leiter der Abtei­
lung "Festkörperphysik" in 
der Firma AEG-Telefunken. 
Frankfurt. ' 

Humanmedizin 
Prof. Dr. Theodor Nasemann 
hat einen Ruf auf das Ordina­
riat für Dermatologie und Ve­
nerologie an der Universität 
Hamburg angenommen. 

Verwaltung 
Erich Schmidt (Liegenschafts­
und Technische Abteilung) fei­
erte am 5. Januar 1978 sein 
25j ähriges Dienstj ubiläum. 

Oskar Maria Graf 

derhose und Maßkrug hoch,.. 
hält. 

Mit der Emigration wird er 
wie viele seiner Schicksals­
genossen in der Heimat ver­
gessen. Wichtige Werke wie 
"Das Leben meiner Mutter" 
(1946), "Die Erben des' Unter­
gangs" (1959) oder die "Flucht 
ins Mittelmäßige" (1959) wer­
den zwar von Freunden und 
einem kleinen Leserkreis hoch 
geschätzt, finden aber erst 
posthum breitere Beachtung. 

Graf reiste zum ersten Mal 
1958 wieder nach Deutschland, 
las - anläßlich der 800-Jahr­
Feier Münchens - in Leder­
hose und Janker im Cuvillies­
Theater, schockierte. Graf 
selbst erschrickt über die sat­
ten, selbstzufriedenen Deut­
schen, kann hier nicht atmen. 
Er bleibt in den USA, deren 
Staatsbürgerschaft er 1958 
ohne den üblichen Eid auf die 
Verteidigungspflicht erwirbt, 
reist noch weitere drei Male 
nach Deutschland, auch in die 
DDR (1964 wird er korrespon­
dierendes Mitglied der Akade­
mie der Künste in Ost-Berlin), 
stirbt 1968 in New York, wird 
aber in München beigesetzt. 

UNI-REPORT 

Broßwitz-Heim: 

Situation ungeklärt 
Am 8. 12. 1977 fand der Räu­
mungsprozeß gegen die Be­
wohner des Konrad-Broßwitz­
Studenten-Heimes statt. Die 
Räumungsklage der Stiftung 
Studentenhaus wurde abge­
wiesen. Trotzdem ist die Si­
tuation der Bewohner des 
Konrad-Broßwitz-Heimes nach 
wie vor ungeklärt, da das Stu­
dentenwerk das Broßwitzheim 
nich t übernehmen will. In ei­
nem offenen Brief haben sich 
jetzt die Bewohner des Broß .. 
witzheims unter anderem an 
den" Hessischen- Kultusmini­
ster H. Krollmann gewandt, 
mit folgendem Inhalt: 
"Die Unterzeichner dieses Brie­
fes wundern sich über Ihre 
,Entscheidung, nach der Auf::­
lösung der Stiftung Studenten­
haus, dem Studentenwerk 
Frankfurt die Übernahme des 
Konrad -Broßwi tz-Heimes zu 
untersagen. 
Im Auflösungsbeschluß des 
.studentenwerkes ist als eine 
Übernahmebedingung festge­
legt, daß das Studenteriwerk 
alle Aktiva und Passiva der 
Stiftung zu übernehmen habe. 
Es ist daher nicht einzusehen, 
daß dieses Wohnheim als ein­
ziges Heim der ehemaligen 
Stiftung nicht vom Studenten­
werk übernommen wurde. 

,Die Wohnsituation für Studen­
ten wird in Frankfurt immer 
schlimmer, die Mieten sind 
sehr hoch und immer mehr 
Studenten sind auf Wohnheim­
plätze angewiesen. De'shalb er­
s'cheint es uns unverantwort­
lich, 50 Wohnheimplätze besei­
tigen zu wollen. Ebenso ist es 
unverantwortlich, daß seit ca. 
einem Jahr über die Hälfte 
der Zimmer leerstehen, was 
auch einen erheblichen finan­
ziellen Verlust bedeutet. Au­
ßerdem bedingt dies die Ge­
fahr der zunehmenden Verrot­
tung der Einrichtungen des 
Hauses. Auch die Bundesver­
mögensanstalt ist an der Er­
haltung des Hauses als Stu­
dentenwohnheim interessiert. 

Wir haben den Verdacht. daß 
die verschiedenen VerSUche 
dieses Haus zu schließen, poli~ 
tische Gründe haben, nämlich 
auf bequeme Art Leute 10SZll_ 
werden, die sich gemeinsam 
gegen die Verschlechterung ih­
rer Lebensbedingungen weh­
ren. 
Der Stiftung Studentenhaus in 
Liquidation ist es laut Ge­
richtsbeschluß vom 8. 12. 1977 
untersagt, die Mietverhältnisse 
zu beenden und eine Räumung 
zu betreiben. Die vom Liquida­
tor ausgegebenen Gelder der 
Allgemeinheit für verlorene 
Prozesse wären besser für 
Zwecke verwandt worden, die 
dem sozialen Auftrag des Stu,. 
dentenwerkes entsprechen. 
Darüber hinaus belastet der 
gegenwärtige unsichere .zu­
stand des Broßwitzheims das 
Verhältnis der Frankfurter 
Wohnheimstudenten zum Stu­
dentenwerk. 
Aus all diesen Gründen for­
dern wir Sie dringend auf, 
dem Studentenwerk Frankfurt 
.die Übernahme des Konrad­
Broßwitz-Heims zu gestatten. 
Auf diesen offenen Brief er­
warten wir baldmöglichst eine 
Antwort." 
Die Bewohner des Studenten­
wohnheims wollen den Kampf 
um das Broßwitzheim unter 
den bestehenden Forderungen 
wei terführen: 
- Übernahme ins Studenten­
werk und Renovierung des 
Heimes; 
- Rücknahme der Mieterhö­
hung, der Kündigungen und 
der Räumungsklage; 
- Rücknahme der unberech­
tigten Strafanzeigen gegen ein­
zelne Bewohner des Broßwitz­
heims und andere Studenten. 
Die Bewohner des Konrad­
Broßwitz-Heims fordern den 
Vorstand des Studentenwerks 
auf, diesen offenen Brief zu 
unterschreiben und Forderun­
gen zu unterstützen. 

Protest' gegen Diffamierung 
Am 4. Januar 1978 veröffent­
lichte Kurt Reumann, zustän­
dig für Hochschulpolitik in der 
Politischen Redaktion der 
Frankfurter Allgemeinen Zei­
tung (F AZ), einen polemischen 
Artikel, den er selbst als Glosse 
bezeichnet. Darin wirft er den 
Angestellten der Universität 
Frankfurt und zugleich auch 
dem gesamten öffentlichen 
Dienst vor, es mit der Arbeits­
zeit etwas lasch zu nehmen. 
Viele der angegriffenen Ange­
stellten der Universität haben 
mit Empörung reagiert. Im fol­
genden veröffentlichen wir den 
vollen Wo.rtlaut des Reumann­
Artikels und - stellvertretend 
für die vielen Proteste - einen 
Leserbrief des Vorstandes des 
Personalrats der Universität an 
die FAZ:' 

Neureiche. 

Reu. An einer Reihe von HoCh­
schulen scheint. es zum "sozia­
len Besitzstand" zu gehören, 
daß vor Heiligabend und Silve­
ster auf keinen Fall. gearbeitet 
werden darf. Weil die beiden 
Festtage dieses Mal auf einen 
Samstag fielen - wer hätte sich 
darüber nicht geärgert? -, ha­
ben- einige Universitäten, dar­
unter die Frankfurter, bereits 
am Freitag vorher um 12 Uhr 
mittags alle Türen geschlossen. 
Dies ist nur eines von vielen 
kleinen Anzeichen dafür, daß 
der öffentliche Dienst es jetzt 
eher mit der Parole ,,lascli und 

happy" hält als noch vor zehn 
Jahren. An den Hochschulen 
zeigt sich das am deutlichsten, 
weil dort die Kontrolle am 
oberflächlichsten ist. Viele Pri­
vilegien, die in der geschmäh­
ten "Ordinarienuniversität" 
nur die Professoren besaßen, 
möchten jetzt in der demokra­
tischen " Gruppenuniversität" 
alle Hochschulangestellten ge­
nießen. Besonders verlockend 
scheint die "freie Arbeitszeit­
gestaltung" zu sein, und man­
che Angestellte nehmen sich 
auch schon "private Nebentä­
tigkeit" heraus. Dabei wird 
dann gern übersehen, daß 
Hochschullehrer, freie Arbeits­
zeitgestaltung hin und her, 
etwa siebzig Wochenstunden 
arbeiten, was von den Neurei­
chen an der Universität indes­
sen nicht behauptet werden 
kann. 

Leserbrief 

Der Vorstand des Personalra­
tes . der J ohann Wolfgang 
Goethe-Universität - Kernbe­
reich - protestiert gegen Inhalt 
und Form des Schmäh-Artikels 
"NEUREICHE" des Herrn Reu­
mann in der FAZ vom 4. Janu­
ar 1978. In ihm wird in diffa­
mierender Weise behauptet, die 
Beschäftigten der Universitä­
ten würden ihrer tariflich fest­
gelegten Arbeitszeit nicht nach­
kommen. Es wird sogar von 
sog. "privaten Nebentätigkei-

ten" gesprochen, welche man­
che Angestellte ausübten, ohne 
zu nennen, worum es sich dar­
um handele. 
Wir stellen dagegen fest: 
- Die Möglichkeit, die Arbeits­
zeit am 23. und 30. Dezember 
1977 um 12 Uhr zu beenden. 
unterlag der Bedingung, daß 
die Restarbeitszeit dieser bei­
den Tage vor- bzw. nachgear­
beitet wurde, 
- Nebentätigkeiten sind im 
Rahmen der gesetzlichen Be­
stimmungen zugelassen. 
Die Vermengungen von Halb­
wahrheiten, Unterstellungen 
und Diffamierungen des hin­
länglich wegen seiner hoch­
schulpolitischen Ergüsse be­
kannten Kurt Reumann kann 
unseres Erachtens nur die 
Funktion haben, 
- im Vorfeld der Lohn- und 
Gehaltsrunde die Öffentlich­
keit gegen die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes auf­
zubringen, 
- durch Diffamierung der de­
mokratischen Gruppenuniver­
sität den Kräften ideologischEm 
Flankenschutz zu geben. wel­
che die Mitbestimmungs- und 
Teilhaberrechte der Arbeiter. 
Angestellten und Beamten der 
Universität angreifen und be­
seitigen möchten. 
Wir fordern die F AZ auf. die 
im Artikel genannten Unter­
stellungen zurückzunehmen. 

Für den Vorstand 
Armin ScheiJ 
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Zweite Politiker-Runde zur 
I10chschulgesetzgebung 

Rückmeldung zum SS 78 

Durch den ersten gescheiterten Versuch einer Großveranstaltung 
in der Universität Frankfurt am 28. November zur Anpassung 
der hessischen Hochschulgesetze an das Hochschulrahmengesetz 
ließen sich Kultusminister Krollmann und die Vertreter der 
Landtagsfraktionen nicht entmutigen, ein zweitesmal zu einer 
Diskussion in die Universität Frankfurt zu kommen. Der Kon­
ventvorstand hatte sie zu einer Sondersitzung des Konvents am 
21. Dezember eingeladen, die ohnehin als einzigen Tagesord­
nungspunkt die Gesetzesanpassung enthielt. Doch auch dieses 
Mal diskutierten die Politiker nach anfänglichen Zwischenfällen 
nur mit einem kleinen Publikum. Denn zum einen hatte der Kon­
ventsvorstand angesichts der Erfahrungen am 28. November die 
TeHnebmerzahl begrenzt (die Camera, der Taglmgsraum des 
Konvents, umfaßt nur rund 200 Sitzplätze), zum anderen zog die 
Opposition im Konvent eben wegen dieser Begrenzung des Teil­
nehmerkreises aus. 

Einlaßkarten hatten neben den 
81 Mitgliedern des Konvents 
die Mitglieder des Senats, der 
Ständigen Ausschüsse und des 
Studentenparlaments erhalten. 
Für andere Personen wurde 
die Sitzung über Lautsprecher 
in die großen Hörsäle V und 
VI übertragen. Die Möglich­
keit, hier die Sitzung zu ver­
folgen, wurde allerdings nicht 
angenommen. Die Camera 
wurde vor Beginn der Sitzung 
von Polizisten abgeschirmt. 
Einlaß in die Camera erhielten 
nur die Teilnahmeberechtig­
ten. Etwa 200 Studenten ohne 
Einlaßkarten blieben prote­
stierend vor den Polizeiketten 
stehen. 
Zu Beginn der Sitzung - die 
Politiker erschienen erst eine 
Stunde später - beantragten 
die oppositionellen Studenten­
gruppen im Konvent, die "Öf­
fentlichkeit" herzustellen, also 
die draußen vor der Tür ste­
henden Studenten einzulassen. 
Dieser Antrag wurde als unzu­
lässig abgelehnt. Die Kritik an 
den Sicherheitsvorkehrungen 
wurde mit Hinweis auf die ge­
scheiterte Veranstaltung am 
28. November, bei der die Po­
litiker wegen der Anwesen­
heit von zwei Sicherheits­
beamten nicht zu Wort kamen 
und beim Verlassen. des Hör­
saals mit Eiern und Tomaten 
beworfen wurden, zurückge­
wiesen. 
Die Mitglieder der Opposition 
im Konvent verließen darauf­
hin den Sitzungssaal. In einer 
Erklärung, die der Religions­
wissenschaftler Prof. Dr. Die­
tel' S tood t vor dem Auszug 
verlas, hieß es zur Begrün­
dung, der Status der Sitzung 
als Sondersitzung entspreche 
nicht der Geschäftsordnung, 
die Zusammensetzung der Zu­
gangsberechtigten sei völlig 
unklar, die gesetzlich festge­
legte Öffentlichkeit sei fak­
tisch ausgeschlossen, die Zu­
gangsregelungen erinnerten an 
polizeistaatliche Methoden. 
Man sei nicht bereit, eine 
Veranstaltung mitzutragen, die 
die von vielen bedauerte Kluft 
zwischen Studenten einerseits, 
universitären und staatlichen 
Institutionen andererseits wei­
ter vertiefen müsse. 

Nachgeben" und "ständige Be­
schwichtigungspolitik gegen­
über Randalierern" zurück. 

Während bei der ersten Runde 
mit den Politikern, die alle 
Hochschulen des Landes be­
sucht hatten, die vorliegenden 
Entwürfe ·des Kultusministers 
zur Anpassung der hessischen 
Hochschulgesetze vorgestellt 
und diskutiert wurden, ging es 
bei der Sitzung im Konvent 
um die Bilanz aus dieser Run­
de, das heißt um Punkte, die 
der Kultusminister ändern 
wird oder die er bereit ist zu 
ändern. Dies sind, so trug 
Hans Krollmann vor: 
- Regelstudienzeit, 
- Autonomie der Hochschu-

len, 
- Studentische Selbstverwal-

tung, 
- Ordnungsrecht. 
Im Zusammenhang mit seinen 
Ministerkollegen in den sozial­
liberal regierten Ländern wer­
de er, so Krollmann, sich da­
für einsetzen, daß für die Ein­
führung der Regelstudienzeit 
übergangsvorschriften gesetz­
lich fixiert werden, wenn die 
Studiengänge noch nicht re­
formiert sind. Für Studenten, 
die 1978 oder später ihr Stu­
dium in einem Studiengang 
beginnen, der noch nicht re­
formiert ist, müsse Idarge-: 
stellt werden, daß die Regel­
studienzeit nicht rückwirkend 
eingeführt werden könne. 

"Aus leidvollen Erfahrungen" 
enthielten seine Gesetzent­
würfe staatliche Eingriffsmög­
lichkeiten in die Autonomie 
der Hochschulen, die etwas zu 
kraß und zu perfektioniert ge­
raten seien. Die Genehmi­
gungspflicht für Studienord­
nungen werde er aufgeben. 
Prüfungsordnungen müsse 

Die Genehmigungspflicht für 
sich auf ~inen "harten Kern" 
beschränken, der für die Ver­
gleichbarkeit von Prüfungen 
erforderlich ist. 
Die im Gesetzentwurf vorge­
sehene "vorbeugende Finanz­
kontrolle/' der Verfaßten Stu­
dentenschaft beruhe auf einem 
~instimmigen Beschluß des 
hessischen Landtages, an den 
er sich gebunden fühle. Hin­
gegen bleibe das Etatrecht qer 
Studentenschaft -erhalten, was 
zu einer Änderung der Xon­
struktion des Vermögensb_eira­
tes führen wird. Außerdem 
sollen die Fachschaften alter 
Art erhalten bleiben. Aller­
dings werde für ·alle studenti­
schen Wahlen die Briefwahl 
vorsehen. Nach wie vor bietet 
Krollmann als Alternative 
zum derzeit vorgesehenen Mo­
dell das "Kirchensteuermo­
dell" an, das die Wahrneh­
mung des allgemeinpolitischen 
Mandats ermöglichen würde. 
Im Punkt Ordnungsrecht sei 
er offen für andere Verfah­
rensregelungen. Das kaum 
lösbare Problem sei, wie eine 
saubere Trennung zwischen 
tiefgreifenden Störungen und 
Suchen nach Diskussion ge­
währleistet werden könne. 
Weiterhin sollte überlegt wer­
den, ob dem Ordnungsrecht 
ein inneruniversitäres Schlich­
tungsverfahren vorgeschaltet 
sein soll. Dies allerdings wäre 
nicht im Gesetz, sondern in 
der Hochschulsatzung zu re­
geln. 
Der CDU-Abgeordnete Arnulf 
Borsche ging nicht auf den 
Beitrag des Kultusministers 
ein, sondern stellte in groben 
Zügen die Vorstellungen sei­
ner Partei über ein hessisches 
Hochschulgesetz vor. Oberstes 
Ziel des CDU-Entwurf sei es, 
die Leistungsfähigkeit der hes­
sischen Universitäten wieder 
in vollem Umfang herzustel­
len. Forschen, Lehren und 
Lernen als eigentliche Aufga­
ben müßten uneingeschränkt 
zum Zuge kommen. Zwar sei 
die Einheitsverwaltung durch 
das HRG festgelegt. In diesem 
Rahmen aber sehe die CDU 
eine weitestgehende Trennung 
von akademischer und staat­
licher Verwaltung vor. Dies sei 
eine von mehreren Maßnah­
men, das derzeitige "Erstik­
ken der Verwaltung in Selbst­
verwaltung" rückgängig zu 
machen. 

Bis zum 15. Januar wer- · 
den die Rückmelde- ­
unterlagen an alle Stu­
dierenden der Universi­
tät Frankfurt verschickt 
sein. Jeder Student, der 
sein Studium hier fortset­
zen möchte, muß sich 
innerhalb der gesetzten 
Frist - bis zum 6. März 
1978 - rückmelden ; die 
Rückmeldung kann am 
Schalter des Sekreta­
riats erfolgen oder über 

Die studentische Selbstverwal­
tung will die hessische CDU 
ähnlich dem baden-württem­
bergischen Modell regeln. Das 
Ordnungsrecht müsse gegen:" 
über dem derzeitigen Entwurf 
des Kultusministers präzisiert 
werden und könne im übrigen 
nur dann wirkungsvoll sein, 
wenn erstens der Wille der 
staatlichen Repräsentanten 
vorhanden sei, die gesetzlichen 
Mittel auch anzuwenden und 
zweitens der Wille der Hoch­
schulmitglieder vorhanden sei, 
die Freiheit von Forschung, 
Lehre und Lernen zu gewähr­
leisten. 
Übereinstimmend mit dem Kul­
tusminister meinte der SPD­
Landtagsabgeordnete Wolf­
gang Heyn, der derzeitige 
N ovellierungsen twurf könne 
nicht das endgültige Gesetz 
sein. Grundsätzlich sei festzu­
halten an der Struktur der der­
zeitigen Gesetze. Heyn plä­
dierte für folgende Änderun­
gen des Kulturminister-Ent­
wurfs: 
- Einführung einer Landes­
hochschulkonferenz mit allen 
Statusgruppen (dieser Vor­
schlag stieß bei den Hoch­
schulvertretern, die das Schei­
tern des im gültigen Gesetz 
vorgesehenen Landeshoch­
schulverbandes erlebt haben, 
auf ironische Bemerkungen), 
- demokratischere Verfahren 
zur Besetzung der Studien­
reformkommissionen und stär­
kere Beteiligung der Hoch­
schulen bei der Erarbeitung 
ihrer Empfehlungen, 
- mehr Kompetenzen für die 
Verfaßte Studentenschaft, 
- großzügigere Regelung der 
Regelstudienzeit, insbesondere 
stärkere Berücksichtigung so­
zialer Gründe für deren über­
schrei tung. 

Der FDP-Landtagsabgeordnete 
Dr. Werner Brans stellte eben-

Einige Zeit später fuhren die 
Politiker an. Auf dem kurzen 
Weg vom Wagen zur Camera 
Wurden sie wiederum mit 
Eiern und Tomaten beworfen. 
Polizisten versuchten, sie mit 
Plastikschilden davor zu 
schützen. Doch unbefleckt 
blieb keiner. Der Kultusmini­
ster nahm diesen Zwischenfall 
nicht so tragisch. Krollmann 
SPäter im Konvent: "Eier sind 
ein stumpfes Ritual." Der 
CDU-Abgeordnete Arnulf Bor­
sehe kritisierte hingegen am 
folgenden Tage in einer Pres­
s~erklärung, es sei "unerträg­
hCh:· , daß gewählte Volksver­
treter offenbar nicht mehr un­
gehindert in die Räume 
staatlicher Bildungseinrichtun­
gen gehen könnten und führte 
die.:; auf "opportunistisches 

Politiker diskutieren im Konvent der Universität Frankfurt über die Anpassung des Hessischen 
Hochschulrechts an das Hochschulrahmengesetz: Arnulf Borsche (CDU), Wolfgang Heyn (SPD), 
Dr. Werner Brans (FDP), Kultusminister Hans Krollmann und Eberhard Dietz (Mitglied des Kon­
ventsvorstandes) (von links nach rechts). Foto: Heisig 

den Postweg. 
Die Mitarbeiter im Se- .' 
kretariat bitten, sich 
möglichst frühzeitig 
rückzurnelden, am be­
sten noch vor den 
Semesterferien. Weiter 
wird um Beachtung der 
Hinweise im übersand­
ten Info-Blatt gebeten. 
Das Sekretariat ist ge- ' 
öffnet: montags bis frei­
tags von 8.30 bis 11 .. 30 · 
Uhr. 

so wie der Kultusminister und 
Wolfgang Heyn fest, daß auch 
seine Partei noch für Änd~7' · 
rungsvorschläge und Wünsche 
offen sei. Die Diskussion kom­
me nicht zu spät und werde 
nicht als Pflichtübung be­
t:rachtet. Nach Ansicht der 
FDP müßte der Kultusmini­
ster-Entwurf in folgenden 
Punkten geändert werden: 

Entbürokratisierung der 
Bestimmungen, die von den 
Hochschulen als Eingriffe in 
die Autonomie empfunden 
werden (z. B. Genehmigungs­
pflicht für Studienordnungen),. 
- Einführung eines Hausord­
nungsrecht, das dem Ord­
nungsrecht vorangestellt wer­
den müsse, 
- Festhalten an den Fach­
schaften, 
- Verbesserung der Stellung 
des Mittelbaus, 

Magistra tsverfassung 
den AStA. 

für 

In der anschließenden Diskus­
sion wurden von den Spre­
chern der Universität insbe­
sondere folgende Punkte ange­
sprochen: 
Prof. Dr. Herbert Oelschläger 
plädierte für die Fraktionen 
Liberale Hochschule und 
ratio, die Dekanskonferenz 
(ohne Beschlußkompetenz) ge­
setzlich vorzusehen und von 
der im Entwurf vorgesehenen 
Regelung des Promotionsver­
fahrens Abstand zu nehmen. 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp 
forderte die Einführung eines 
Quorums auch bei studenti­
schen Wahlen, da dies nach 
seiner Ansicht die Wahlbetei­
ligung erhöhe. Dem Ordnungs­
verfahren solle ein SchliclJ.­
tungsverfahren vorgeschaltet 
werden, das nicht mit Sank­
tionen verbunden werde. Prof. 
Dr. Gerd Hansen wandte sich 
gegen die Regelstudienzeit, 
die keinen Einfluß auf die Er­
höhung der Kapazität habe, 
jedoch zu einer "riesigen Bü­
rokratie" führe. Prof. Dr. UI­
rich Löwenheim kritisierte die 
schlechten übernahmebedin­
gungen für die derzei tigen 
Dozenten. Ironisch äußerte 
sich der Mediziner Prof. Dr. 
otto Hövels über den Optimis­
mus der Politiker hinsichtlich 
des· Erfolges zentraler Studien­
reformen (die zentrale Reform 
des Medizinstudiums ist in die 
Hose gegangen). Der RCDS­
Student Jürgen Banzer be­
grüßte die Einrichtung des 
Vermögensbeirates für die 
Studentenschaft, um deren Fi­
nanzen zu kontrollieren und 
für die Veröffentlichung der 
Haushaltspläne zu sorgen. Als 
"gravierenden Eingriff in die 
Lehrfreiheit" bezeichnete Prof. 
Dr. Ingrid Deusinger die vor­
gesehene Möglichkeit, Fern­
studieneinheiten in die Stu­
dienordnungen einzubeziehen. 
Als Fazit bleibt festzuhalten : 
Die Diskussion um die Geset­
zesanpassung soll weitergehen. 
Weiterhin soll, so der Kultus­
minister , die Diskussion im 
Konvent nicht die Diskussion 
mit d-en Studenten in einer 
Großveranstaltung ersetzen. 
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Tätigkeitsbericht des Personalrates 
In der letzten Nummer des 
Uni-Report, wurde der allge­
meine Teil des Tätigkeitsbe­
richtes des Personalrates der 
Universität Frankfurt/Kernge­
biet für den Zeitraum Oktober 
1976 bis November 1977 veröf­
fentlicht. Im folgenden sind 
Passagen aus dem speziellen 
Teil abgedruckt, wobei The- , 
men, die im Berichtszeitraum 
im Uni-Report behandelt wur­
den,' hier nicht noch einmal 
aufgenommen sind. 

* Personalvorgänge 
Der , Personalrat ha-t ,im Be­
richtszeitraum rund 2300 Be­
schäftigte.. ,vertreten (in dieser 
Zahl sind die zirka 1000 -H.ilfs­
kräfte Dicht enthalten). 
Im ,Berichtszeitraum wurden, 
beraten: 
451 ,Einstellungsanträge , 
93 Anträge . auf Höhergrup- , 

pierungen , 
44 Anträge auf Befä-rderun- , 

gen 
8 Kündigungen von, seiten 

der Dienststelle 
178 'Anträge auf Vertragsver-, 

längerung bereits beste­
" hender Arbeitsverhältnisse 

42 Anträge auf Versetzung, 
Abordnung oder innerbe­
triebliche Umsetzung 

41 Anträge auf Genehmigung 
von Nebentätigkeiten 

'75 Mitteilungen über eine 
, eigene Kündigung gingen 

dem Personalrat "· zur' 
Kermtnisnahme zu. 

An der Statistik wird deutlfeh, . 
daß in der UnIversität eine 
starke Fluktuation herrscht. ­
Dies ist auch dadurch bedingt, 
daß sich die ' Arbeitsbedlngun~ I 

gen an der Universität ' v'er- i 

schlechtert haben. Die hohe" 
Fluktuation bei den wissen- ,' 
schaftlichen Angestellten ist -
durch die Zeitarbeitsvertri;ige 
bedingt. 
Schwerbehinderte 
Von den insgesamt 2273 Arbei­
tern, A,ngestellten und Beam- _ 

ten sind zur Zeit 57 als Schwer­
behinderte gemeldet; dies ent- , 
spricht 2,5 Prozent (alle Zahlen 
ohne die schwerbehinderten 
acht Professoren). 
Davon sind 41 Angestellte und 
Beamte in den Vergütungs-I 
Besoldungsgruppen BAT X bis 
Vb und A 1 bis A 9 (von 589 
Beschäftigten in diesem Be­
reich entspricht d.ies 7..Prozent). 
Unter den 258 Arbeitern sind 
nur drei Schwerbehinderte ge­
meldet (entspricht 1,05 ' Pro­
zent). 
Von den 1399 Beziehern der 
Ver:gü tungs-/Besoldungsgrup­
pe BAT Vb bis I und A 9 bis 
A 16 sind 13 als Schwerbehin­
derte gemeldet' (entspricht 0,9 
Prozent) . 
Der Sohwerbehindertenver­
trauensmann hat die Interes­
sen der -im Kernbereich gemel­
deten Schwerbehinderten ge­
genüber der Dienststelle und 
vor dem Personalrat .vertreten. 
Ferner hat er sich intensiv be­
müht, sechs schwerbehinderte 
Bewerber bei NeueinsteIlungen 
im Bewerbungsver:fahreI1- zu 
unt-erstützen.Hierbei sind die, 
Erfolge(!) 'sehr bescheiden ge­
blieben. Solche Erfahrungen 
haben ihn veranlaßt, auf einer 
Tagung der Schwerbehinder­
ten Vertrauensmänner des 
Landes Hessen den Antrag ein­
zubringen, daß ab 1978 die Be­
hördenlei ter und direkten 
Dienstvorgesetzten einerseits 
und zum anderen die Schwer­
behinderten auf neuartige und 
wirksame Weise über die Ein­
stellung bzw. Beschäftigung 
von Schwerbehinderten im öf­
fentlichen Dienst informiert 
werden'sollen'. 
Auch wenn vermutet wird, daß 
der tatsächliche Anteil der 
Schwe~behinderten unter den 
Bediensteten der Universität · 
höher ist, weil viele Mitarbei­
ter negative Folgen bei Be­
kanntwerden ihrer Schwerbe­
hinderteneigenschaft befürch-

ten, m uß festgestellt werden, 
daß 
a) Die Dienststelle ihre Ver­
pflich tung zur Beschäftigung 
von 6 Prozent Schwerbehinder­
ter bisher noch lange nicht er­
reicht und 
b) Schwerbehinderte insbeson­
dere bei der Besetzung höher­
wertiger Stellen benachteiligt 
werden. 
Außerdem ist festzustellen, daß 
generell bei den Arbeitnehmern 
mit höherqualifizierter Ausbil­
dl,lng, der Anteil der Schwerbe­
hfnderten deutlich - niedriger 
liegt als bei den Arbeitnehmern 
mit weniger qualifizierter Aus­
bildung. 
Der Personalrat und ' 'der , 
Schwerbehinderten -Vertrau­
ensmann haben sich - , leider 
ohne groß-en Erfo]g - darum , 
bemüht, diese Zustände zu ver­
bessern. 
Entgegen der Meinung- der 
Dienststelle konnten der 
Schwerbehinderten-Vertrau­
ensmann und der' PersonaJra t 
klären, daß Schwerbehinderte 
auf Zeit-(Qualifika tions-)Stel":' 
len für wissenschaftliche Mit­
arbeite,r eingestellt werden 

- können; allerdings fällt bei 
Zeitverträgen der besondere 
Kündigungsschutz für Schwer­
behinderte weg. 
Tarif- und Besoldungs­
angelegenheiten 
Wie schon oben angedeutet, 
nahmen die Tarif- und Besol­
dungsangelegenheiteh im Be­
rlchtszeitraum einen breiten 
Raum der Personalratsarbeit 
ein. Diese Arbeit gestaltete sich 
besonders schwierig, da es dem 
Personalrat an Erfahrungen 
der Auslegung der sehr kom­
plizierten Tarifbestimmungen 
mangel te, er zu wenig ReCh ts­
kenntnisse in diesem Bereich 
besaß und durch die Dienst­
stelle bzw. das HKM immer 
wieder durch Neuinterpretatio­
nen einzelner Bestimmungen ' 
überrascht wurde. 

Pers olialvers ammlung ,< 

Am 20. Dezember 1977, vormit­
tags um 10 Uhr, wutde in der 
Aula der Universität die 4. 1;>e1'''; : 
sonalversammlung der Bedien­
steten im Jahre 1977 eröffnet. 
Auf der Tagesordnung.standen: , 
1. 'Tätigkeitsbericht _ - , 1 

des Personalrates 
2. Aussprache 
3. Vetschiedenes; 
F6lgEmde Gäste ~ont:\te der: 
Personalratsvorsitzende Weiss­
mann begrüßen: ais yert~eter' 
der Dienststelle qen Vizep;rijsi-, 
denten der: Univer~it~t. Prof. 
Dr, Christian Winter; als Ver­
treter der ,Gewerkschaften" den 
Kollegen Ludwig Voeg.elin von 
der G EW .,Und Dr.. J ocheJ.l Schild, 
von der DAG. ' 
Nach 'dem wörtlichen Vortrag 
des ersten Teils ' des .... vorher 
an die Bediensteten v~rteil­
ten - Tätigkeitsberichtes, wur-, 
de vom - Personalratsvorsitzen­
den der umfangreiche Teil II 
in Stichpunkten erläutert. 
An der Aussprache haben sich 
über 20 Diskussionsredner be­
teiligt. Dabei -wurde besonders 
die im Tätigkeitsbericht. ange­
sprochenen Schwierigkeiten 
bei der Erfüllung der Aufgaben 
des Personalrates erwähnt. All­
gemein wurde der ausführliche 
Bericht gewürdigt und die 
Frage gestellt: Was kann der 
Personalrat angesichts der ge­
setzlichen Realitäten erreichen? 
Der Personalrat konnte in der 
Diskussion darauf hinweisen, 
daß trotz der sehr bescheide­
nen Möglichkeiten, der Per­
sonalrat bei einer entsprechen­
den einheitlichen solidarischen 
HaI tung der Bediensteten sehr 
wohl die Interessen der von 

ihm Vertretenen wirkungsvolF' 
wahrnehmen kann. 
Offen angesprochen wurde die , 
Frage, ob Sekretärinnen mit ' 
dem-Schreiben V0n Dissertatio ... · 
nen ' u. ä. beschäftigt werden , 
dilrtten l zumal'es dabei manch- ' 
m.al zweifelhaft sei, ob dies 
dienstliche Aufgaben im Sinne ­
des Arbeitsrechtes sind. In ei­
nem Beschluß (gegen 6 Stim­
men · bei '14 Enthaltungen) ist 
der ' Personalrat -aufgefordert­
worden, ' gegenüber der Dienst-, 
stelle den ' Standpunkt zu ver- , 
treten, daß nur einwandfreie 
dienstliche Schreibarbeiten v.on 
Verwaitungsangestell teu gefor­
dert werden können. 
Zur Frage der Verlegung der 
Lohn- und Vergütungsstelle' 
nacll Kassel beschloß , die Per­
sonalversammlung einstimmig; 
die Dienststelle und den Kul­
tusminister aufzufordern, alle 
Informationen dem Personalrat 
sowie den Betroffenen umge­
fu-end zur Verfügung zu stellen 
und auch weitergehende Ratio­
nalisierungsmaßnahinen, die 
beabsichtigt sind, offenzulegen. 
Gegen 6 bei 7 Stimmenthaltun­
gen unterstützte die Personal­
versammlung die Forderung 
der ÖTV-Mitgliederversamm­
lung vom 2. November 1977, in 
der kommenden Tarifrunde die 
Bezüge um monatlich 220 DM 
für alle und das Urlaubsgeld 
auf 300 DM zu erhöhen. 
Generelle Einführung der 
35-Stunden-Woche bei vollem 
Lohnausgleich und Abschaf­
fung der beiden untersten 
Lohn- und Gehaltsstufen als 
weitere Zielvorstellungen, fan­
den damit ebenfalls die Zu­
stimmung der Versammelten. 

Die Personalversammlung 
sprach sich mit großer Mehrheit 
(gegen 4 bei 25 Stimmenthal­
tungen) für die Weiterbeschäf­
tigung der wissenschaftlichen 
Hilfskraft mit Abschluß Bernd 
Wagner beim Didaktischen 
Zentrum aus. Die Weiter­
beschäftigung des Kollegen . 
Wagner wird vom hessischen 
Kultusminister aus politischen 
Gründen' abgelehnt. Eine An-, 
hörung wegen seiner politi­
s'chen Einstellung bzw. Engage.­
ment war angesetzt. . 
Die Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen nach dem Arbeitsför-' 
derungsgesetz (ABM) an der 
Universität waren Gegenstand 
der sehr regen Aussprache~ In 
mehreren Diskussionsbeiträgen 
konnten die davon direkt Be­
troffenen, berichten, daß sie 
selbst initiativ geworden sind. 
Der Personalrat sag~e zu, daß 
er sich selbstverständlich , für 
die berechtigten Forderungen 
dieses. Personenkreises einsetzt. 
Vor allem wird der Personalrat 
entsprechend seinem Mit­
bestimmungsrecht dafür sor­
gen, daß er vor der Einstellung 
von Mitarbeitern, die aufgrund 
der ABM-Maßnahmen vom Ar­
beitsamt geschickt werden, an­
gehört wird. Damit soll von 
Anfang an gesichert werden, 
daß tarif- und arbeitsrechtliche 
Regelungen korrekt eingehal­
ten werden. 
Die Personalversammlung fand 
ihren Abschluß gegen 12 Uhr, 
nachdem allen Beteiligten ein 
frohes Weihnachtsfest 1977 und 
ein erfolgreiches Jahr 1978 ge:­
wünscht worden war. 

W. Weiß mann 

Hinzu kam, daß für den wich­
tigen Bereich der Fachbereichs­
sekretärinnen keine unmittel­
baren anwendbaren Tarifbe­
stimmungen vorliegen. 
Wichtigster Punkt der Arbeit 
in diesem Bereich war die Be­
teiligung an der Durchführung 
des Tarifvertrages vom 24. Juni 
1975. In mehreren Erlassen hat 
das HKM über 79 Anträge auf 
Höhergrtippierungen befunden. 
Nur in wenigen Fällen sind 
Anträge befürwortet worden. 
Etwa die Hälfte der An träge 
wurden abgelehnt, in den übri­
gen Fällen mußten die Anträge 
ergänzt bzw. neu gestellt wer­
den. 
In allen Fällen, in denen 
Schwierigkeiten auftraten, hat 
der Personalrat versucht, durch 
Beratung der Betroffenen, 
durch Inanspruchnahme der 
Hilfe der Gewerkschaften (ins­
besondere. der ÖTV) und durch 
Initiativanträge die berechtig­
ten Forderungen zu lJ,nterstüt­
zen. 
In einem Fall ist es gelungenl ' 
auf dem Rechtsweg eitle -posi­
tive Entscheidung der Höher­
gruppierungsanträge herbeizL1.:­
führen. In vier Fällen hat der 
Personalrat durch Einschal­
tung des Hauptpersonalrates 
versucht, die Anträge zu för­
dern. Dies betrifft insbeson­
<;iere in einigen Fällen die Be­
förderung von Beamten, die 
zum Teil seit Jahren auf eine 
Entscheidung des HKM war­
ten: 
In drei Fällen hat der Perso­
nalrat das Stufenverfahren 
eingeleitet, um die Einreihung 
von Handwerkern der Univer­
sität in eine niedrigere Lohn­
gruppe zu verhindern. Zur Zeit 
ist diese Angelegenheit bei der 
Einigungsstelle anhängig. Die­
sem Einigungsverfahren kommt 
besondere Bedeutung zu, da , 
wenn es - für die Betroffenen 
negativ entschieden wird, dies 
Folgewirkungen für andere 
Arbeitnehmer haben dürfte. 
In drei Fällen hat der Perso­
nalrat Herabgruppierungen 
von Verwaltungsangestellten ' 
nicht zugestimmt: In diesen 
Fällen hatte die Dienststelle 
bereits eine Höhergruppierung 
nach dem Bewährungsaufstieg 
verfügt, die dann ' vom HKM ) 
auf der Grundlage des neuen 
Tarifvertrages verweigert wur-
den. ' 
In diesen FäHen bemüht sich · 
der Personalrat gemeinsam mit 
der Dienststelle darum, eine 
Herabgruppierung zu verhin-~ 
dern. 
In emlgen Fällen sah die 
Dienststelle bei NeueinsteIlun­
gen eine niedrigere Eingrup­
pierung bzw. Einreihung des 
Mitarbeiters vor als nach' der 
Ausschreibung der . Stelle mög-. 
lieh gewesen wäre. In diesen 
Fällen hat sich der Personalrat. 
- zum Teil erfolgreich - dafl1r 
eingesetzt, die Eingruppierung 
bzw. Einreihung entsprechend 
der tariflichen Auslegung der 
Stelle zu verbessern. 

Sicherheit am Ar~eitsplatz­
Aufgaben des Sicherheits­
ingenieurs 
Der Personalrat begrüßt die 
Aktivität und Initiative des 
Sicherheitsingenieurs. Dabei 
kann der Dienststelle der Vor­
wurf nicht erspart werden, daß 
sie die Aktivität nicht entspre­
chend ihrer Möglichkeiten un­
terstützt. Der Personalrat 
mußte sich wiederholt mit der 
rechtlichen Stellung des Sicher­
heitsingenieurs beschäftigen. 
Der Personalrat konnte gegen­
über der Dienststelle erreichen, 
daß die Sicherheitsfachkräfte 
entsprechend den gesetzlichen 
Vorschriften direkt dem Dienst­
stellenleiter unterstellt sind, 
und bei akuter Gefahr Ver­
stöße gegen die Sicherheitsbe­
stimmungen an Ort und Stelle 
unabhängig verfolgen können; 
Der Personalrat hat besonders 
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die Vorfälle beim Insti1ut für 
Anorganische Chemie in N ie­
derrad am 13. Juni 1977 zum 
Anlaß genommen, den Dienst­
stellenleiter aufzufordern, daß 
z. B. das Entweichen von gifti ­
gen Gasen bei Experimenten 
verhindert wird. Außer, daß 
energischer als bisher auf die 
Sicherheitsbestimmungen h in­
gewiesen werden muß, i81 es 
nach Auffassung des Personal - _ 
rates auch notwendig, das Be~ 
wußtsein der Mitarbeit er zu 
Fragen der Sicherheit am Ar­
beitsplatz zu fördern l damit der 
Dienststellenleiter nachdrü ck­
lich zur Erfüllung der vorh an ­
denen gesetzlichen Bestimmun­
gen aufgefordert werden kann. 
Die Anregung des Sicherhei 1 s­
ingenieurs, für den Bereich der 
Universität einen Arbeitsmed i­
ziner einzustellen, hat der P er­
sonalrat wiederholt unter­
stützt. 
Von der Dienststelle wurde bis­
her eingewendet, daß ein A r­
beitsmediziner" als Betriebs­
arzt nach dem Arbeiissicher­
heitsgesetz- an der Univer sWit 
nicht erforderlich sei, da zwei 
Personal ärzte vorhanden sind. 
Der Personalrat ist jedoch der 
Auffassung, qaß die Personal­
ärzte die im Arbeitssicherheits­
gesetz festgelegten umfangrei­
chen Aufgaben eines Betriebb­
arztes nieht zusätzlich zu der 
ständigen ärztlichen Betreuu ng 
der Universitätsmitarbeitel' 
übernehmen können. Der P er­
sonalrat hat daher gemäß § 60 
(3) beantragt, daß die Dien:-;t.­
stelle sobald wie möglich einen 
Arbeitsmediziner als Betrieb:-;­
arzt einstellt. 
Ferner hat der Personalrat die 
Dienststelle gebeten, sich da für 
einzusetzen, daß der Hessische 
Kultusminister sobald w ie 
möglich die Durchführung der 
Verordnung über gefährliChe 

Arbeitsstoffel' an den Hessi'­
schen Hochschulen regelt. Zu­
gleich hat der Personalrat die 
Dienststelle gebeten, schon 
jetzt jährlich ärztliche Unter­
suchungen für diejenigen Mit­
arbeiter einz\1führen, die mit ' 
gefährIlchen Arbeitsstoffen ar-
beiten. 
Für die Mitarbeiter, di e an 
Bildschirmen arbeiten, soll 
nach Auffassung des Personal­
rates eine jährliche augenfach­
ärztliche Untersuchung einge­
führt werden. , Der Personalra t 
hat die DiEmststeJle gebeten. 
dies in die Wege zu leiten und 
außerdem ein arbeitsmedizini­
sches Gutachten über die Bild- ' 
schirm-Arbeitsplätze in der 
Abteilung ZDV erstellen zu 
lassen. . 
In diesem Zusammenhang ha t 
der Personalrat der Dienst­
stelle eine Arbettszeitregelung 
bei der Datenerfassung an 
Bildschirmen vorgeschlagen, 
Danach empfi'ehlt der Perso­
nalrat der Dienststelle, daß die 
Arbeit an den Bildschirmen 
nach je 50 Minuten durch eine 
Pause von 10 Minuten unt.er­
brochen wird. 
Im Berichtszeitraum - ab Ja­
nuar 1977 -:- sind 38 anzeige­
pflichtige Betriebsunfäl1e ge­
meldet worden. Im Jah re 1976 
waren es 36 Betriebsunfälle. 

Stellenumsetzungen zuguns1en 
neuer Fachbereich und 
Studiengänge 
In dem Berichtszeitraum wur~ 
den von dem Präsidenten und 
den zentralen Organen die Ein­
richtung neuer Fachbereic~e 
bzw. Studiengänge (Informatlk. 
Ökonomie, Poly technik) be­
schlossen und für deren Auf­
bau Abzüge von Stellen auS 
anderen Fachbereichen be­
schlossen. Es handelt sieh hier­
bei sowohl um Hochschulleh­
rersteIlen wie um Stellen von 
wissenschaftlichen und sonsti­
gen Mitarbeitern. Da mit d~e­
sen Stellenabzügen schwerwle-

(Fortsetzung auf Seite 5) 
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Humboldt-Stiftung 
Förderung der Forschung 

durch die Alexander-von­
IIumboldt-Stiftung" war der 
Titel eines Vortrags von Dr. 
IIelmut Hanle, zuständig für 
die Sonderprogramme der Stif­
tung, am 22. Dezember im ,In­
stitut für theoretische Physik 
der Universität Frankfurt. Die 
in Bonn ansässige Stiftung hat 
den Zweck, ausländischen hoch­
qualifizierten Nachwuchswis­
senschaftlern die Möglichkeit 
zu geben, ein Forschungsvor­
haben in der Bundesrepublik 
Deutschland durchzuführen. ' 
Ausschlaggebend für die För­
derung ausländischer Wissen, 
schaftler ist allein das Krite­
rium der wissenschaft] ichen 
QuaUfikation. Deshalb gibt es 
für die Stiftung keine Quoten 
oder Kontingente, sei es ,für 
Länder oder für Fachgebiete. 

Zusammenarbeit zwischen na­
turwissenschaftlichen For­
schungsinstituten.in der Bun­
des republik und in '. den Ver­
einigten Staaten zu fördern. 
Deutsche Wissenschaftler schla­
gen amerikanische Naturwis­
senschaftler für diesen Preis 
vor. Es ,stehen jährlich bis zu 
80 Preise zur Verfügung. Die 
Auszeichnung berechtigt den 
Preisträger, für einen längeren 
Zeitraum Forschungen eigener 
Wahl an Forschungsinstituten 
in der Bundesrepublik durch­
zuführen. 
Da die Humboldt-Stiftung die 
Stipendien nur nach dem Kri­
terium 'der wissenschaftlichen 
Qualifikation vergibt, ist sie 
geneigt; die Qualität der Hoch­
schulen in der Bundesrepublik 
an der Zahl der bei ihr' arbei­
tenden 'ausländischen Stipen­
diaten zu messen. Danach stand 
die Universität Frankfurt 1976, 

. im ' 'N ormalförderungspro-
gramm mit 28 Stipendiaten an 
14. SteHe' aller deutschen Hoch­
schulen. Zuvor stand sie, be­
rechnet auf einen Zeitraum von 
20 Jahren (1955 bis 1975), an 
10. Stelle. Im 1972 eingerichte­
ten US-Sonderprogramm stand 
sie bis 1976 an 6. Stelle. 

Mittwoch, 11. Januar 1978 S~,ite '5" 

Die nüchternen, sterilen Räume im Turm reizen offenbar Studenten dazu, die Wände ~ild zu be~ ; 
schmieren und mit Parolen politischen, aggressiven oder auch obszönen Inhalts zu besprühen. Appel-" I 

le und Verbote fruchteten bisher wenig. Einen Versuch zur geplanten und sinnvollen Gestaltung hat, 
jetzt der Erziehungswissenschaftler Prof. Dr. Gerhard Iben initiiert. Studenten seines Seminars zu , 
Problemen von Randgruppen haben den Raum 902 mit Zeichnungen aus diesem Themenberei.cb '; 
versehen. Die Aktion war mit dem Präsidenten abgesprochen worden, der das Farbmaterial durch " 
die Universität zur Verfügung stellen ließ. 
Prof. Ibens Vorstellung ist es, mehrere Räume des Turms in einer Art studentischen Ideenwettbe- " 
werbs thematisch zu gestalten. Auf diese Weise könnte möglicherweise die Anonymität des Turms ' 
überwunden und eine Identität zwischen den Räumen und derel'~.' Benutzern hergestellt werden. 
Die im Turm ansässigen Institute könnten für jeweils die Räume, die sie vorwiegend belegen"ver':." 
antwortlich .sein. 
Als nächstes ist g~plant. einen Raum zum ' Thema 3. Weit zu gestalten. Dabei ist, so Prof. Iben, die 
Bemalung "nicht fiir die Ewigkeit" gedacht. Sie kann leicht wieder entfernt werden. Auch ist offen, 
ob die Art der Raumgestaltung auf Zustimmung · bei der Mehrzahl der Turm-Benutzer ' stöß't.' , 
VieHeicht gibt' es bessere Ideen. Eins jedoch muß festgehalten werden: Jegliche Art der Raumge­
staltung ist mit den Instituten und dem Präsidenten abzustimmen. Foto: Heisig 

Die Forschungsstipendien der 
stiftung werden in der Regel 
für einen Zeitraum von, 6 bis 
12 Monaten vergeben. Die Stif­
tung will den ausländischen 
Wissenschaftlern mit den For­
schungsstipendiEm die Möglich­
k~it geben, ein selbstgewähltes 
konkretes :forschungsvorhaben 
an Instituten in der Bundes­
republik durchzuführen. Der 
Stipendia t ist auch frei in der 
Wahl des Instituts, an dem er 
arbeiten möchte. Jährlich för­
dert die Stiftung etwa 440 Wis­
senschaftler. 

Gericht ließ Vollversammlung ' zu 
Die Stiftung ist angewiesen auf 
die Unterstützung deutscher 
Wissenschaftler, die sich zur 
Aufnahme eines Stipendiaten 
bereit erklären, ihm einen Ar­
beitsplatz zur Verfügung stel­
len und hin bei seinen Arbei­
ten beraten: und unterstützen. 

Neben dem normalen Förde- , 
rungsprogramm für auslän­
dische Nachwuchswissenschaft­
ler unterhält die Stiftung ei­
nige Sonderprogramme, unter 
denen das US-Sonderpro'­
gramm, das der Stiftung von' 
der Bunde~regierung zur Ver­
waltung übertrag'en wurde, 
eine Sonderstellung einnimmt. 
Mit diesem Dankprogramm an 
die Vereinigten Staaten (Mar­
shall-Plan) werden anerkannte 
amerikanische Naturwissen - ' 
schaf tIer für ihre bisherigen" 
Leistungen > durcll 'einen Preis 
geehrt, um die fachbezogene ' 

Tätigkeitsbericht 
(Fortsetzung von Seite 4) 

gende Änderungen von Orga-' 
nisations- und Stellenplänen' 
in den beteiligten Instituten, 
verbunden sind und in der 
Sorge, daß durch die Stellenab­
züge bei den verbleibenden 
Mitarbeitern unzumutbare 
Mehrbelastungen entstehe,n" 
hat der Personalrat schon von' 
Anbeginn klargestellt, daß' 
diese Maßnahmen der Mitwir­
kung des Personalrats gemäß 
§ 66 Abs, 1 und 2 HPVG unter­
liegen, was jedoch von der 
Dienststelle bestritten wurde • . 
Der Personalrat forderte die 
Dienststelle auf, die Grund­
sätze für die Bemessung des 
Personalbedarfs, die den beab­
sichtigten Umsetzungen zu­
grunde ' liegen, darzustellen 
oder zu entwickeln, was bisher 
nicht geschehen ist. 

Um den Aufbau des beschlos­
senen Fachbereichs Informatik 
jedoch nicht zu blockieren, hat 
d~r Personalrat der Einstellung 
ell1es wissenschaftlichen Mitar­
beiters für diesen Fachbereich 
Zugestimmt. Der Personalrat 
hält nach wie vor daran fest, 

Im Verlauf der jüngsten Aus­
einandersetzungen an den 
Hochschulen um den Lehrver­
anstaltungsboykott der Studen-' 
ten ist eine Reihe von verwal­
tungsgerichtlichen Entschei­
dungen ergangen, die von Be­
deutung für die Situation an 
den Hochschulen sind. So hat 
die neunte Kammer des Ver­
waltungsgerichts in Schleswig 
in einem Hauptverfahren drei 
Anträge. des Präsidiums der 
Universität Kiel auf Erlaß 
einstweiliger Anordnungen 
zurückgewiesen, mit denen der 
Studentenschaft Aufrufe zu 
Vollversammlungen und Urab- , 
stimmungen in der Universität 
untersa,gt werden, soll~e.n. Das 
Gericht hatte in einem voraus­
gegangenen Eilverfahren zu­
nächst den Anträgen gegen 
den Allgemeinen Stu'denten­
ausschuß (AStA) stattgegeben 
und die Zahlung von Ord­
nungsstrafen für Zuwider- , 
handlung von jeweils 2000 
Mark festgesetzt. Diese Be­
schlüsse wurden ,in einem 
Hauptverfahren aber wieder 

• • • 
daß nur dann Stellen aus 
einem Arbeitsbereich - abgezo­
gen werden können, wenn 
sichergestellt ist, daß für die 
verbleibenden Mitarbeiter da­
durch keine Mehrbelastung 
eintritt. 
Der von dem Präsidenten in 
seinem Sechsten Rechenschafts­
bericht formulü~rte Vorwurf, 
der Personalrat hätte ja als 
Gastzuhörer in den zentralen 
Ausschüssen seine , Mitwir­
kungsmöglichkeit durch Rede­
beiträge wahrnehmen können, 
ist angesichts der Tragweite 
und inhaltlichen Schwere der 
Umsetzungen absurd. Hier ha,t 
der Personalrat in enger Kon­
taktaufnahme mit den betrof­
fenen Instituten sorgfältig zu 
prüfen, wo und in welchem 
Ausmaß nicht mehr zu vertre­
tende Mehrarbeiten auftreten. 
Der Personalrat hat inzwischen 
beim Verwaltungs gericht ein 
Verfahren zur Klärung seiner 
Mitwirkungsmöglichkeit bei 
Personalbedarfsplänen und 
Einrichtung neuer Studien­
gänge 'beantragt; die Entschei­
dung des Gerichts steht noch 
aus. 

aufgehoben. Das Gericht stellte 
allerdings einschränkend fest, ' 
die Studenten dürften nur zu 
Vollversammlungen aufgeru­
fen werden, wenn diese keine 
bindenden Beschlüsse zur Fol­
ge hätten. Die Kammer verwies 
zugleich darauf, daß der AStA 
der Universität Kiel schon im ' 
April 1976 erklärt habe, daß er 
sich an Beschlüsse der Vollver­
sammlung r.echtlich nicht ge­
bunden fühle, sondern diese als , 
"politische Leitlinie" betrachte. 
Die ,AStA-Erklärung habe ei­
nen Richtpunkt für das Gericht 
gesetzt, betonten die Verwal­
tungsrich ter, den das Hoch­
schulpräsidium nicht widerle­
gen könne. Daher müßten die 
Anträge abgewiesen werden. 
Aucll ein Antrag 'des Hoch­
schulpräsidiums auf Verbot der 
Verwendung von Studenten­
beiträgen für den Aufruf von 
VOllversammlungen wurde z,u­
rückgewiesen. 
Im schleswig-holsteinischen 
Landeshochschulgesetz sind 
(ebehsowenig' wie im hessi­
schen) studentische Vollver­
sammlungen und Urabstim­
mungen nicht verankert, das 
Gesetz enthält jedoch auch kein 
entsprechendes Verbot. Es er:" 
kennt das von den Studenten 
gewählte Studentenparlament 
und den daraus hervorgehen­
den AStA als Willensbildungs­
organe an. DeJ;' Anwalt der 
Studen tenschaft argumentierte,. 
Anspruchsgrundlage Jür die 
studentillche Vollversammlung 
sei das Grundgesetz, das abso­
lute Meinungsfreiheit garantie­
re. 
'Die Präsidium der Fachhoch­
schule Kiel will mit Unter­
stützung des schleswig-holstei­
nischen Kultusministeriums ein 
Urteil des Verwaltungsgerichts 
Schleswig anfechten, durch das 
den Studenten der Hochschule 
während des "Streiks" die Be­
nutzung · von Vorlesungsräu,:" 
men gegen den Willen des Kul­
tusministeriums und der Hoch­
schulleitung erlaubt wurde. 
Nach Angaben des Kieler Re­
gierungspressedienstes vom 
1. Dezember letzten Jahres will 
das Hochschulpräsidium eine 
neue Entscheidung beim Ober­
verwaltungsgericht gegen das 
Schleswiger Urteil erzwingen, 
das der einhelligen Rechtspre­
chung entgegenstehe, wonach 
den Studenten kein hochschul­
politisches Mandat zukomme. 
Das Kultusministerium habe, 
so der Regierungspressedienst, 

die Überlassung vop ~äumen 
der Hochschule für Vel;anstal­
tungen, die nicht vom gesetz­
lichen Auftrag der Studenten­
schaft gedeckt seien, "mit 
Überraschung zur Kenntnis, ge-
nomm~n". , 
Das Verwaltungsgericht 
Schleswig hatte mit einer einst­
weHigen Anordnung eine Ver­
anstaltung der streikenden 
Studenten gegen den Rechtsra-, 
dikalismus zugelassen. 'Die ;, 
Richter begründeten dies damit, 
daß der Allgemeine Studenten­
ausschuß auch fachliche und so­
ziale Interessen der ' Studenten 
wahrzunehmen habe. Sie wie­
sen auch auf eine Interpreta­
tion des' 'Landeshocrlschulge:' 
setzes durch den CDU-Frak­
tionsvorsitzenden im Kieler 
Landtag hin, der schon im 
April 1973 erklärt, habe, zu der 
Wahrnehmung der sozialen 
und fachlichen Interessen der ' 
Studenten gehöre auch die För­
derung der politischen Bildung. , 
Das Gericht erklärte Alterna­
ti vveranstaltungen im Rahmen , 
eines Vorlesungsboykotts für , 
zulässig und meinte auch, daß 
ein VOrlesungsboykott mit 
friedlichen Mitteln stattfinden' 
dürfe. Der AStA dürfe dazu 
auch aufrufen. Das Verwal­
tungsgerich t verwi~s 'zugleich 
aber auch auf ein Urteil vom 
13. Juli 1977, demzufolge den' 
Studentenschaften' "nicht das 
Recht zusteht, Meinungsäuße­
rungen zu allgemeinpolitischen 
Fragen im Namen,der Studen­
ten abzugeben". (Aktenzeichen: 
9 D 2368/77 und 2040177) 
Vom Verwaltungsgericht 
Braunschweig wurde am 1.. De­
zember 'ein Antrag des Rektors 
der Technischen Universität 
Braunschweig auf Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung zum 
gri5ßten Teit stattgegeben, mit 
dem dem AStA der TU unter­
sagt wurde, im Rahmen des ak­
tiven "Streiks" zu Störungen 
des -Lehrbetriebs aufzurufen 
oder ein solches Verhalten zu 
fördern. Für jeden Akt der Zu­
widerhandlung wurde ein Ord­
nungsgeld bis zu 5000,- Mark 
angedroht. Die Verwaltungs­
richter meinten, die Studenten 
seien nur berechtigt, im Ein­
verständnis mit dem jeweiligen 
Hochschullehrer die anstehen­
den hochschulpolitischen The­
men zu erörtern, aber nicht da­
zu, den Professoren eine solche 
Diskussion aufzuzwingen. Ein 
Antrag von studentischer Seite, 
den Rektor der TU anzuhalten, 

eine störungsfreie Teilnahme 
an den Lehrveranstaltungeri zu 
sichern, wurde vom Verwal­
tungsgericht abgelehnt. Nach' 
Auffassung der Richter hatte ' 
der Rektor der Technischen ' 
Universität die ihm iuzumu-,' 
tenden Maßnahmen in dieser) 
Richtung getroffen. Daß er we- ,' 
gen der drohenden Verschär­
fung der Situation auf den Ein- , 
satz von Polizei an der Univer-' 
sität verzichtet 'haoe, sei nichU 
zu beanstanden. 
Das Verwaltungsgericht Mün­
ster hat es während des Vorle­
sungsboykotts abgelehnt, 'das 
Streikverbot, das der Rektor 
'der Münstersehen Universitä. 
Prof. Wolgahg Höffmanl'1, aus­
gespr()chen h"atte, aufzuheben, 
Der AStA der Universität hatte 
in einem Eilverfahren die 
"Wiederherstellung der auf­
schiebenden Wirkung des Whl 
derspruchs" ,der Studentenv'er-., 
tretung gegen dieses S.trei~ver­
bot beantragt. Die Ricbter 
lehnten diesen Antrag mit der: 
Begründung ab, das R~cht der; 
lernwilligen Studenten Gluf un" 
gehinderte Teilnqhme am, ' 
Lehrbetrieb sowie die Interes­
sen der steuerzahlenden Bür;-~ , 
ger ließen es nicht zu, "daß die' 
unter erheblichem Aufwand 
öffentliCher Mittel betriebene' 
Lehre behindert wird oder gar' 
zum Erliegen kommt"~ Das Ge-' 
richt betonte, das Interesse dei 
AStA an der Vorbereitung und' 
Realisierung' des "Streiks" in 
Verbindung mit einer p'arallel J 

zum Lehrbetrieb oder an seiner 
Stelle installierten "d~mokrati,j 
Schen Gegenhochschu'le" se'i 
nachrangig gegenüber dem öf­
fentlichen Interesse daran, "daff 
nicht etwa der Lehrbetrieb ge:" 
stört, Lernwillige an der Teil:'" 
nahme von Lehrveranstalhin': 
gen ' gehindert und somit auch 
letztlich Finanzmittel aus den 
Beiträgen der Studenten in un" 
zulässiger Weise ausgegeben. 
werdeR". Solche dem öffentli­
chen Interesse entgegenstehen­
den Folgen würden höchst-, 
wahrscheinlich eintreten, er­
klärte das Gericht. Auch wenn 
man unterstelle, daß der AStA 
guten Willens sei, nachteilige 
Folgen zu vermeiden, bestehe 
dennoch eine "nicht hinreichen .. 
de Gewißheit", daß er dazu 
auch in der Lage sei, weil er 
selbst eingeräumt habe, daß 
bestimmte, den Lehrveranstal­
tungsboykott mitbetreibende 
Gruppen die Zielsetzung ' des 
AStA nicht teilten. 



Seite 6 Mittwoch, 11. Januar 1978 

Forschungsförderung 
DFG 
Nährstoffdynamik im Kontakt­
raum Pflanze/Boden 
(Rhizosphäre) 

in Abhängigkeit von den ver­
schiedenen Einflußfaktoren 
untersucht werden; 
2. mathematisch-physikalische 
Modelle entwickelt werden, die 
diese Beziehungen beschreiben, 
so daß aus den Fernerkun­
dungssignalen Objekte erkannt 
sowie qualitative und quanti­
tative Aussagen ermöglicht 
werden. Hierzu sind Experi­
mente notwendig, in denen 
durch Paralleleinsatz von 
Fernerkundungsmethoden und 
in-situ-Messungen die Aus-

Programm: Vierwöchiger 
Sprachkurs, ab November Ein­
schreibung in einer französi­
schen Universität (paris-As­
nieres, Clermont-Ferrand, 
LilIe, Lyon, Nantes, Orleans, 
Poitiers, Reims, Rennes, Tou­
louse, Tours) mit .speziellem 
Veranstaltungsangebot für 
die Stipendiaten. Anerken­
nung der Leistungen nach 
Rücksprache mit dem Prü­
fungsamt möglich. 

DAAD. Auch Stipendiaten des 
DAAD bezahlen den Teilneh­
merbeitrag. 

Teilnahmevoraussetzung : Stu­
denten müssen in höherem Se­
mester _ sein, gute Deutsch­
kenntnisse sind erforderlich. 
Die Teilnahme am Programm 
ist verbindlich. 

Anmeldung: Ab sofort in der 
Auslandsstelle (Montag bis 
Freitag, 9 bis 12 Uhr, Zim­
mer 12 C im Hauptgebäude). 

-Die - Teilnehmerzahl muß auf 
etwa 32 begrenzt werden. Bei 

,der Anmeldung ist der Paß 
vorzulegen. Jeder Teilnehmer 
muß eine gültige Aufenthalts­
genehmigung für die BRD 
haben. 

UNI-REPORT 

Fachsprachliches 
Tutorium 

Die Auslandsstelle hat für aus­
ländische Studenten in den na­
turwissenschaftlichen Fächern 
ein Tutorium "Einführung in 
die Fachsprache für Naturwis_ 
senschaftler" eingerichtet. Das 
Angebot besteht für alle Se­
mester, vorrangig für Studen_ 
ten im Grundstudium. Ziele 
der Arbeitsgruppe sind: Kennt_ 
nis der Fachterminologie, Er­
schließen von Sachinhalten 
Arbeitsweisen für die Behand~ 
lung von naturwissenschaft_ 
lichen Texten. 

Termin und Ort: dienstags 
16-18 Uhr in der Auslands­
stelle, Hauptgebäude, Zi. 12 C. 

Die Deutsche Forschungsge­
meinschaft richtet im Februar 
1978 ein neues Schwerpunkt­
programm mit dem Thema 
"Nährstoffdynamik im Kon­
taktraum Pflanze/Boden (Rhi­
zosphäre)" ein. Zur exakteren 
Charakterisierung der Mine­
ralstoffernährung im kom­
plexen System Pflanze/Boden 
sowie im Hinblick auf die Be­
urteilung von Böden auf ihre 
Eignung als Pflanzenstandorte 
sollen dadurch, auch anhand 
von Modelluntersuchungen, 
die Kenntnisse über die-Nähr­
stoffdynamik im Kontaktraum 
Pflanze/Boden erweitert wer­
den. 

, sagekraft der Fernerkundungs­
signale nachgewiesen wird; 
3. Verfahren der Bildauswer­
tung unter Berücksichtigung 
radiometrischer und geometri­
scher Korrekturen sowie der 
Bildkorrelation u. a. zur Unter­
suchung zeitvariabler Prozesse 
entwickelt werden. 
Informationen erteilt das Re­
ferat Meteorologie (Dr. Al­
brecht Szillinsky) der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft, 
Kennedyallee 40, 5300 Bonn 2, 
Telefon (0 22 21) 87 25 77. 

Bewerber: Vorzugsweise Stu­
denten, die sich im SS 78 im 
4. oder 5. Fachsemester befin­
den. 
Bewerbungsunterlagen: In der 
Auslandsstelle, Hauptgebäude, 
Zimmer 12 C. 

Seminare in Berkeley 

Das Schwerpunktprogramm 
soll u. a. folgende Fragen be­
handeln: Boden als Nährstoff­
lieferant; Ausdehnung des 
Wurzelsystems; Rhizosphären­
mikroorganismen ; Wurzelex­
sudation, Stoffwechsel der 
Wurzeln. ' 
Informationen erteilt das Re­
ferat Landbau- und Forstwis­
senschaft (Dr. Edgar Lohmeyer) 
der Deutschen Forschungsge­
meinschaft, Kennedyallee 40, 
5300 Bonn-Bad Godesberg, Te­
lefon (0 22 21) 87 23 41. 

* IF ernerkundung 

Ein neues SChwerpunktpro­
gramm mit dem Titel "Fern­
erkundung : Physikalische und 
methodische Grundlagen für 
die Auswertung von Fern­
erkundungsdaten" startet die 
Deutsche Forschungsgemein­
schaft. In dem Programm sol­
len 
1. "Merkmale" des Fernerkun­
dungssignals, d. h. die Eigen­
schaften der von bestimmten 
Objekten abgegeben Strahlung 

UNl·REPOR'T 

Zeitung der Johann Wolfgang 
Goethe-Uni versitä1 Frankfurt am 
Mam 

Heraus..,:eber Der Präsident der 
Umversitäl Frankfurt am Main_ 
RedaktIOn Andrea Fülgraff und 
Relnhard Heisig Pressestelle der 
Universität. Senckenberganlage 31, 
6000 Frankfurt am Main, Telefon 
(06 11) 7 98 - 253] oder 2472 Telex 
0-\ 13 932 umf d 
Druck UnlOn-Druckerei.6000Frank­
furt am Main 
NamentllCl'l gezeichnete Beiträge 
geben nicht unbedingt die Meinung 
des Herausgebers wieder. 
Uni-Report erscheint alle 14 Tage 
am Mittwoch mit Ausnahme der 
Semesterferien. Die Auflage von 
15000 Exemplaren wird an die Mit­
g'lieder der Universität Frankfurt 
am Main verteilt. 

Rat der deutschen 
-Kulturgemeinschaft 
In jedem Jahr können "Preise 
des Rates der deutschen Kul­
turgemeinschaft" in Höhe von 
50 000 Franken gestiftet wer­
den für Werke in deutscher 
Sprache, die jeweils folgenden 
Bereichen angehören: 
a) dem literarischen Bereich; 
b) dem historisch-archäologi­
schen Bereich; 
c) dem Bereich der Raum-, 
Stadt- und Landschaftspla­
nung; 
d) dem sprachwissenschaftli­
chen Bereich. 
Besondere Bedingungen: Im 
Bereich a) muß der Autor Bel­
gier sein; in den Bereichen b), 
c) und d) muß ein spezifisches 
Thema aus dem Gebiet deut­
scher Sprache des Königreichs 
Belgien behandelt werderi. In 
diesem Fall ist die Herkunft 
des Preisträgers nicht ent­
scheidend. 
Das Werk muß bis zum 
31. März 1978 im Sitz des Rates 
hinterlegt werden. 
Auskünfte und Bedingungen: 
,Verwaltung des Rates der 
deutschen Kulturgemeinschaft, 
Kaperberg 8, 4700 Eupen 
(Belgien), oder bei Herrn 
Mußmann, Telefon 798-2979. 

DAAD 
Semesterstipendien zur 
Teilnahme am 
Sonderprogramm für 
Romanisten in Frankreich 
Laufzeit: Oktober 1978 
März 1979 (sechs Monate). 

bis 

Termin: 1. April 1978 bei der 
Auslandsstelle. 

Informationsseminar 
in Berlin 
Auch 1978 bietet die Auslands­
stelle in Zusammenarbeit mit 
dem DAAD ein Informations­
seminar über Deutschland in 
Berlin für ausländische Stu­
denten und Gäste der Univer­
sität Frankfurt an. 
Termin: Sonntag, 26. Februar, 
bis Samstag, 4. März 1978. 
Kosten: Teilnehmerbeitrag 
60 DM. Die Kosten für Trans­
port, Hotelunterkunft (in der 
Regel Dreibettzimmer), Mahl­
zeiten, Programm und Reise­
versicherung übernimmt der 

"Contemporary United States: 
The Changing American 
CultUl'e." So heißt eine neu 
eingeführte Seminarreihe der 
University Extension der Uni­
versität von Kalifornien in 
Berkeley, einer Universitäts­
stadt vor den Toren von San 
Francisco. Das Seminar, das in 
der Zeit von Anfang Juli bis 
Anfang September 1978, statt­
finden soll, bietet Studieren­
den und Lehrenden die Gele­
genheit, Erholung mit einem 
Bildungsurlaub zu koppeln. 
Das Seminar, das für die Dau­
er von zehn Wochen (nach 
Wunsch auch weniger) vorge­
sehen ist, soll in drei Phasen' 

Bettenzahl wird 
nicht reduziert 
Der Gesundheitsdezernent der 
Stadt Frankfurt, Stadtrat 
Ernst Gerhardt, hat mit dem 
Vorstand des Universitätskli-

I p,ikums ein Gespräch über die 
künftige Bettenvorhaltung der 
Universitätskliniken und deren 
Aufgabenstellung in der Kran­
ken versorgung geführt. Der 
Vorstand des Universitätskli­
nikums und Stadtrat Gerhardt 
stimmten darin überein, daß 
die Bettenzahl in denUniversi­
tätskliniken nicht vermindert 
werden soll, da sonst eine Ge­
fährdung der Krankenversor­
gung zu erwarten sei.' Die Uni­
versitätskliniken erfüllten so­
wohl in ihren Spezialdiszipli­
nen als auch in den Poliklini­
ken Aufgaben, die nicht von 
anderen Häusern übernommen 
werden könnten. Es sei wirt­
schaftlich auch völlig unsinnig, 

hochmoderne Betten zu redu­
zieren und an anderer Stelle 
mit hohem Kostenaufwand Er­
satz zu schaffen. 

Stadtrat Gerhardt versicherte 
dem Vorstand der Universi­
tätskliniken, daß er sich sowohl 
als Gesundheitsdezernent als 
auch als Vorsitzender der 
Krankenhauskonferenz für das 
Versorgungsgebiet Frankfurt 
am Main/Offenbach für die Be­
lange der Universitätskliniken 
und die damit in direktem Zu-

. satnmenhang stehende Siche­
rung der Krankenversorgung 
mit Nachdruck einsetzen wer­
de. Die Kontaktgespräche in 
dieser Form sollen fortgesetzt 
werden. Sie können allerdings 
nicht die noch ausstehenden 
Gespräche zwischen dem Kul­
tusministerium, dem Sozialmi­
nisterium und der Stadt Frank­
furt am Main ersetzen. 

eingeteilt werden: 1. eine all­
gemeine Einführungswoche; 
2. Besichtigungsfahrten unter 
historischen, soziologischen, 
politischen und anderen As­
pekten in die Städte und wei­
tere Umgebung Kaliforniens; 
3. Vorträge und Diskussionen; 
wobei der erste Teil einer all­
gemeinen Orientierung über 
das heutige Amerika und der 
zweite Teil einem selbst zu 
wählenden Spezialthema ge­
widmet ist. Der Themenkata­
log ist sehr vielfältig: Politik;, 
Kunst (Theater, Bildende 
Kunst, Museen, usw.), Um­
wel tsch utz, Agrarwissenschaf -
ten, Sozialwissenschaften, Er­
ziehungswesen, Gesundheits­
wesen, Religionswissenschaf -
ten sind nur einige Bereiche, 
aus denen der Seminarteilneh­
mer wählen kann. Als Refe­
renten wurden namhafte Leu­
te aus Wissenschaft und 
Praxis gewonnen. Darüber 
hinaus -erhalten die Teilneh­
mer Gelegenheit zu Begeg­
nungen und Diskussionen au­
ßerhalb der Seminarveranstal­
tungen. 

_ Unterbringung: 
unterkünfte der 
Berkeley. 

Studenten­
Universität 

Kosten: 200 US-Dollar pro 
Woche, dazu eine einmalige 
Einschreibungsgebühr von 
100 US-Dollar. 

Auskünfte: Dr. Robert Wuli; 
ger, Gästehaus der Universität 
Frankfurt, Beethovenstraße 36, 
Telefon 7 98 - 85 58 oder 
Pressestelle der Universität, 
Telefon 7 98 - 25 31; Auslands­
stelle der Universität, Telefon 
798 - 2307. 

Im Geographischen Institut, vorläufige Betriebseinheit 
Physische Geographie, Fachbereich 17 - Geowissen­
schaften - der Universität Frankfurt am Main, ist ab 
sofort die befristete Stelle (3 Jahre) eines 

bringen. Insbesondere soll er eine Systemanalyse für 
die Verwaltung der in diesem SFB anfallenden Daten 
und/oder Methoden vornehmen. 

tät, August-Euler-Straße 6, 6000 Frankfurt am Main 90, 
Telefon (0611) 798-4244 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT II a) zu besetzen. 
Der Stelleninhaber soll schwerpunktmäßig die Leitung 
des physisch-geographischen Labors übernehmen. 
Bodenchemische Kenntnisse sind erwünscht. Außer­
dem ist die Mitarbeit in der Lehre (Veranstaltungen 
des Grundstudiums) und in der Verwaltung notwendig. 
Möglichkeiten zu selbst bestimmter Forschung sind ge­
geben. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
zum 31. Januar 1978 an den Geschäftsführenden 
Direktor der vor 1. Betriebseinheit Physische Geo­
graphie, Universität, Senckenberganlage 36, 6000 
Frankfurt am Main, zu richten. 

Im Fachbereich Informatik (20) der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität ist ab 1. März 19,78, zunächst bis 
zum 31. Dezember 1978, eine befristete BAT-II a-Stelle 
eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
zu besetzen. 
Der Stelleninhaber soll wissenschaftliche Dienstlei­
stungen nach § 45' HUG bei der Vorbereitung für ein 
Projekt eines geplanten Sonderforschungsbereichs er-

Gewünschte Qualifikationen: Abgeschlossenes Hoch­
schulstudium, Grundkenntnisse in der Datenverarbei­
tung und Informatik, insbesondere Datenverwaltungs­
systeme, sowie in quantitativen Verfahren in den 
Wirtschaftswissenschaften. 
Bewerbungen sind bis zum 31. Januar 1978 zu richten 
an den kommissarischen Dekan des Fachbereichs In­
formatik, Herrn Prof. Dr. G. Müller - Institut für 
Wirtschaftsinformatik -, Mertonstraße 17,6000 Frank­
furt am Main. 

Wir suchen einen 
INGENIEUR 

der Fachrichtung Elektrotechni:c oder einen staatlich 
geprüften 

TECHNIKER 
mit sehr guten Kenntnissen in Elektrotechnik und 
Elektronik, der Ingenieuraufgaben am Reaktor und 
im Bereich des Strahlenschutzes bearbeiten soll. 
Der Bewerber für diese Stelle wird in unserer Be­
triebseinheit zum Schichtleiter ausgebildet; die Teil­
nahme am Schichtdienst ist erforderlich. 
Vergütung nach BAT. 
Forschungsreaktor Frankfurt, Ständige Technische Be­
triebs einheit der Johann Wolfgang Goethe-Universi-

In der Abteilung IV des Zentrums für Dermatologie 
und Venerologie ist für sofort oder später die Stelle 
einer 

MTA 
zu besetzen. 
Die Eingruppierung richtet sich nach den Tätigkeits­
merkmalen des BAT. 
Die Tätigkeit umfaßt Laborarbeiten, insbesondere aus 
dem Bereich der klinischen Chemie. 
Bewerbungen erbeten an: Herrn Prof. Dr. med. 
G. Leonhardi, Theodor-Stern-Kai 7, 6000 Frankfurt 
am Main 70. 

Im Institut für Rechtsgeschichte ist ab 1. Februar 1978 
für zunächst drei Jahre eine Stelle als 

WISSENSCHAFTLICHER MITARBEITER 
(BAT II a) zu besetzen. 
Aufgabengebiet: Unterstützung des Inhabers der Pro­
fessur in Forschung und Lehre auf dem Gebiet der 
deutschen Rechtsgeschichte und des Zivilrechts. 
Gelegenheit zu eigener wissenschaftlicher Arbeit wird 
gegeben. Bewerbungen sind an Professor Dr. Gerhar<;i 
Dilcher, Institut für Rechtsgeschichte, Senckenberg­
anlage 31, 6000 Frankfurt am Main, zu richten. 
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Am Institut für Psychologie ist die Stelle eines 
WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT Ha) 

für zunächst drei Jahre zu besetzen. 
Aufgabenbereiche: Unterstützung der Lehrveranstal­
tungen, Weiter- und Neuentwicklung von Lehr- und 
Lernmethoden, Betreuung wissenschaftlicher Arbeiten 
unter Anleitung, fachwissenschaftliche Betreuung des 
Bereiches Arbeitsschutz, Unterstützung bei der For­
schung. 
Voraussetzungen: abgeschlossenes Studium der Psy­
chologie (Diplom), funderte Kenntnisse des Arbeits­
schutzes und der Ergonomie, Erfahrung in der Durch­
führung von Forschungsarbeiten in den oben genann­
ten Bereichen. 
Dem Mitarbeiter wird Gelegenheit gegeben, selbst­
bestimmte Forschungsarbeiten durchzuführen. 
Bewerbungen sind "Zu richten an den Geschäftsfüh­
renden Direktor des Instituts für Psychologie, Frau 
Prof. Dr. Deusinger, Johann Wolfgqng Goethe-Uni­
versität, Kettenhofweg 128, 6000 Frankfurt am Main. 

Im Fachbereich Psychologie ist die Stelle eines 
WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT H a) . 

befristet für die Dauer eines Jahres zu besetzen. 
Aufgabengebiet: Mitarbeit bei Lehre und Forschung 
im Rahmen der Psychologis.chen Diagnostik. 
Erwünscht: Erfahrung bei der Betreuung von Lehr­
veranstaltungen im diagnostischen Bereich. 
Bewerbungen sind zu richten an den Dekan des FB 5 
der Johann Wolfgang Goethe- Universität, Kettenhof­
weg 128. 

Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften ißt zum 
16. 4. 1978 die Stelle einer 

VERWALTUNGSANGESTELLTEN 
nach BAT VII zu besetzen. Die Stelle ist als Sekretä­
rinnenstelle der Professur für allgemeine Betriebs­
wirtschaftslehre, insbesondere Marketing, zugeordnet. 
Einstellungsvoraussetzungen: Gute Schreibmaschinen­
kenntnisse, Fähigkeit zu selbständigem Arbeiten. Er­
wünscht sind ferner Englisch-Kenntnisse. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu 
richten an Prof. Dr. K .. P. Kaas, Professur für allg. 
BWL, insbesondere Marketing, der Johann Wolfgang 
Goethe-Uni versi tä t, Mertonstraße 17, 6000 Frankfurt 
am Main. ' 

Im Fachbereich Chemie - Institut für Physikalische 
und Theoretische Chemie - ist ab sofort die Stelle 
einer 

MITARBEITERIN (BAT VII) 
halbtags im Geschäftsführenden Sekretariat zu be­
setzen. 
Erforderlich sind Kenntnisse in Stenographie und Ma­
schinenschreiben sowie in allgemeinen Büroarbeiten. 
Gewandtheit im Umgang mit Publikum ist erwünscht. 
Die Eingruppierung erfolgt nach den Tätigkeitsmerk­
malen des BAT. 
Bewerbungen sind mit Zeugnissen bis zum 31. Januar 
1978 an den Dekan des Fachbereichs Chemie, Robert­
Mayer-Straße 7-9,6000 Frankfurt am Main, zu richten_ 

Im Fachbereich 2 - Wirtschaftswissenschaften ist an , 
der Professur für Sozialpolitik die Ste11e einer 

VERWALTUNGSANGESTELLTEN 
Im Fa-chbereich Wirtschaftswissenschaften (Professur (BAT VI b) zu besetzen. 
für Sozialpolitik) ist ab sofort für zunächst drei I Die Aufgabe besteht in der selbständigen Erledigung 
Jahre die Stelle eines aller üblichen Sekretariatsarbeiten. Die Eingruppie-

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS rung erfolgt nach den Tätigkeitsmerkmalen des BAT. 
(Besoldung nach.BAT Ir a) zu besetzen. Voraussetzungen: Kenntnisse in Schreibmaschine, 
Das Aufgabengebiet umfaßt wissenschaftliche Dienst- Sienographie, Rechnungs- und Haushaltswesen, 
leistungen zur Organisation, Vorbereitung und Durch- Schriftgutverwaltung; Englischkenntnisse sind er­
führung von Forschung und Lehre gemäß § 45 HUG. wünscht: 
Vom Bewerber werden in einer Diplomprüfung nach- Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind unter 
gewiesene gute' Kenntnisse in den Fächern Volks- Angabe des frühestmöglichen Eintrittstermins zu'rich­
wirtschaftslehre, insbesondere Makroökonomie, sowie ten an Professor Dr. Richard Hauser, Professor für 
Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik erwartet. Außer- Sozialpolitik, Mertonstraße 17-25, 6000 Frankfurt am 
dem sind Kenntnisse in Statistik und EDV erwünscht. Main 90. 
Dem Bewerber wird im Rahmen der bestehenden 
Möglichkeiten die Gelegenheit zu eigener wissen­
schaftlicher Arbeit bzw. zur Arbeit an einer Disser­
tation im Rahmen eines geplanten Forschungspro­
jektes zur Einkommensumverteilung und sozialen 
Sicherung gegeben. 
Bewerbungen sind bis spätestens 14 Tage nach Er­
scheinen dieser Ausschreibung zu richten an: Institut 
für Konjunktur, Wachstum und Verteilung, Professur 
für Sozialpolitik, Mertonstraße 17-25, 6000 Frankfurt 
am Main. 

Im Fachbereich Erziehungswissenschaften ist . die 
Stelle eines(r) 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS(IN) 
BAT Ha, am Institut für Sport und Sportwissenschaf­
ten ab 1. April 1978 für zunächst drei Jahre zU be-
~~. -
Aufgabengebiete : Mitarbeit im Bereich der Didaktik 
und Methodik der Sporta,r~en, besonders in den Dis-

Im Englischen Seminar/Amerika-Institut sind ab 
1. April 1978 voraussichtlich folgende 

WISSENSCHAFTLICHE 
HII,FSKRAFTSTELLEN (ohne Abschluß) 

mit einer monatlichen Arbeitszeit von 70 Stunden zu 
besetzen. 
Aufgabengebiete: 
a) Hilfe bei der Geschäftsführung; Hilfe bei der Vor­
bereitung von Lehrveranstaltungen (Sehreibmaschi­
nenkenntnisse erwünscht); 
b) Tätigkeiten bei der allgemeinen Verwaltung; Hilfe 
bei der Durchführung von Forschung und Lehre 
(Schreibmaschinenkenntnisse sind erwünscht) . . 
Bewerbungen sind bis zum 20. Januar 1978 an die Ge­
schäftsfuhrung ' des Englischen Seminars/Amerika­
Instituts, Kettenhofweg 130, 6000 Frankfurt am Main, 
zu richten. 

ziplinen Gymnastik, Turnen, T.anz. Am Hochschulrechenzentrum (HRZ) sind zwei Stellen 
Voraussetzungen: Hochschulabschluß (Wiss. Staats- über maximal 80 Monatsstunden für zwei 
examen, Magister- oder Dipl.-Abschluß), Lehrerfah- ' WISSENSCHA.FTLICHE HILFSKRÄFTE 
rung an Schule und/oder Hochschule. (ohne A.bschluß) 
Im übrigen gelten die Einstellungsvoraussetzungen zu besetzen. 
des HUG. - Aufgaben: Mitarbeit bei der Unter$uchung und Imple:" 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis mentierung von Grund- und Anwendungssoftware 
zum 20. Februar 1978 zu richten an Dekanat des Benutzerberatung. ' 
Fachbereichs Erziehungswissenschaften, senckenberg-

I 
Voraussetzungen: Die Bewerber sollten Kenntnisse der 

anlage 15, 6000 Frankfurt a. M. $teuersprache der Anlage UNIV AC 1108 und FORT-
RAN-Kenntnisse mitbringen. 

An der Fachbereichsbibliothelt des Fachbereichs Er- j Bewerbungen richten Sie bitte an das Hochschul-
ziehungswissenschaft ist die Halbtagsstelle einer rechen~entrum (HRZ), Gräfstraße 38, 6000 Frankfurt 

BIBLIOTHEKARIN (BAT Vc) am Mam 1, Telefon: 798 - 26 08. 
ab 15. 4. 1978 zu besetzen. 
Die Tätigkeiten, die sich auf alle Bereiche der Biblio-. In der Liegenschafts- und Technischen Abteilung _ 
thek erstrecken, sind im Rahmen eines Teams von Fernsprechzentrale - der J ohann Wolfgang Goethe­
Bibliothekarinnen zu erfüllen. Universität Frankfurta. M. ist ab 1. 4. 1978 die Stelle 
Bewerbungen erbeten an den Dekan des Facqbereichs eines 
Erziehungswissenschaften, 6000 Frankfurt am Main, 
Senckenberganlage 15. 

Im Institut für Angewandte Physik ist in' der Arbeits­
gruppe "Signal-, System- und Informationstheorie" ab 
sofort auf die Dauer von zunächst 3 Jahren die Stelle 
eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT 11 a) 

zu besetzen. 
Der Mitarbeiter soll an Untersuchungen stochastischer 
Signale mitwirken und die zugehörigen elektronischen 
Meßeinrichtungen betreuen sowie Praktikanten und 
Examenskandidaten bei der Benutzung der Meßanord­
nungen anleiten. Ferner soll er an Programmsyste­
rnen zu theoretischen Analysen von Fluktuations­
erscheinungen mitarbeiten und neue Meßverfahren 
en twickeln. 
Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird Ge­
legenheit zu selbstbestimmter Forschung, insbesondere 
zu Arbeiten an einer Dissertation, gegeben (§ 45 HUG). 
Vorausgesetzt wird ein abgeschlossenes Hochschul­
studium in Physik. 
Bewerbungen werden bis zum 27. Januar 1978 erbeten 
an Herrn Prof. Dr. D. Wolf, Institut für Angewandte 
PhYSik, Robert-Mayer-Straße 2-4, 6000 Frankfurt am 
Main, Telefon: 7 98 - 23 90. 

INGENIEUR (grad) 
der Fachrichtung Elektrotechnik zu besetzen. Die Ein­
gruppierun'g erfolgt' gern. ' den Einstellungsvoraus­
setzungen nach dem BAT. 
Aufgabengebiet: Unterhaltung der universitätseigenen 
Fernsprechanlagen und Fachaufsicht. 
Anforderungen: Abschlußzeugnis einer Fachhochschule 
der Fachrichtung FernmeldetechnikiN achrichten technik 
(§ 27 Fernrp.eldeordnung mit entsprechenden Verwal­
h.~.ngsan weisungen). 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen' sind bis 
spätestens 15.2.1978 an den Kanzler der J. W. Goethe­
Universität Frankfurt a. M., Liegenschafts- und Tech­
nische Abteilung, Senckenberganlage 31, 6000 :frank­
furt am Main, zu richten. 

Im Fachbereich Humanmedizin ist ab sofort im Institut 
für Humangenetik die Stelle einer 

MED.-TECHN. ASSISTENTIN (BAT V c) 
zunächst für 2 Jahre zu besetzen. 
Die Tätigkeit umfaßt tierexperimentelle Arbeiten im 
Bereich der Mutageneseforschung (Chroniosomenana­
lysen und Arbeiten am Photomikroskop). 
Bewerbungen werden bis zum 31. 1. 1978 erbeten an 
Herrn Dr. J. Fränz, Institut für Humangenetik, Paul­
Ehrlich-Straße 41-43,6000 Frankfurt a. M. 70, Telefon 
63016000. 
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Im Fachbereich 18 - Geographie - sind im Seminar füllr 
Wirtschaftsgeographie (vorbehaltlich der Zuweisung· 
der finanziellen Mittel) vom 1. April bis 30. September 
1978 für 

WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRÄFTE 
(ohne Abschluß) -

5 Stellen zu je 50 Stunden, 
3 Stellen zu je 35 Stunden (monatlich) 
zu· besetzen. 
Voraussetzung: Vordiplom bzw. Zwischenprüfung, 
Aufgabengebiete: Assistenz der Hochschullehrer, Be­
treuung der diversen Sammlungen, Hilfsarbeiten in 
Lehre und Forschung. 
Bewerbungen sind bis spätestens 20. Januar 1978 an' 
den Geschäftsführenden Direktor des Seminars füp 
Wirtschaftsgeographie der Universität Frankfurt/M" 
Bockenheimer Landstraße 140, 2. Eingang (Hof), zu 
richten. 

Im Historischen Seminar - Osteuropäische GeschiChte 
- ist zum 1. April 1978 die Stelle einer 

WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
(mit Abschluß) 

(46 Stunden) zu besetzen. 
Aufgaben: Beratung und Unterstützung bei dem For­
schungsprojekt "Handbuch der Geschichte Rußlands" 
unter dem Gesichtspunkt der frühneuzeitlichen Ge­
schichte Südosteuropas. 
Voraussetzungen: Abgeschlossenes Geschichtsstudium 
mit dem Schwerpunkt Südosteuropa. Entsprechende 
Sprachkenn tnisse. 
Bewerbungen sind bis zum 27. Januar 1978 an Prof. 
Dr. Klaus Zernack, Hist. Sem. - Osteurop. Gesch. -, 
Senckenberganlage 31, 6000 Frankfurt am Main, zu 
richten. 

Im Fachbereich 9 - Institut für Kunstpädagogik - i~t 
für das SS 1978 ein Vertrag' für einen 

AKADEMISCHEN TUTOR 
mit zwei Wochenstunden zu vergeben. 
Voraussetzung: 1. Staatsexamen für das Lehramt an 
Volks-, Haupt- und Realschulen. 
Aufgaben: Mithilfe bei der Lehrveral.l.staltung de~ 
Prof. Hans-Jürgen Brandt: Vom Videobuch zur Auf­
zeichnung. 
Bewerbungen sind zu richten an Prof. Hans Jürgen 
Brandt, Institut für Kunstpädagogik. 

Im Fachbereich Chemie - Abt. Chemie für Mediziner 
- ist sofort die Stelle- einer 

WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
(mit Abschluß) 

(46 Stunden pro Monat) für 3 Monate zu besetzen. 
Voraussetzungen: Diplom in Chemie und Erfahrungen 
in der Nebenfachausbildung. 
Bewerbungen sind ,zu richten an den Dekan des FB 
Chemie, Robert-Mayer-Straße 7-9. 

Am Frankfurter Unterprojekt des Modellversuchs 
Studienberatung ist zum nächstmöglichen Termin die 
Stelle eines 

STUDIENBERATUNGSMENTOR 
zu besetzen. 
Schwerpunkte: Ges~ichtswissenschaften/Kunst- oder 
Musikwissenschaft. ' 
Der/die Bewerber/in sollte in der Mitte seines eigenen 
Studiums stehen, möglichst · über eigene Beratungs­
erfahrungen verfügen und die Bereitschaft haben, 
seine/ihre Aufgaben in Z;usammenarbeit mit dem Men­
torenteam wahrzunehmen. Der Arbeitsvertrag kann 
zunächst für ein halbes Jahr ausgestellt werden und i t 
voraussichtlich verlängerbar. 
Arbeitszeit: 40 Stunden pro Monat nach Vereinbarung 
(a DM 13,-). 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
zum 1. Februar 1978 zu richten an den Pdisidenten der 
Universität Frankfurt a .. M., Senckenbergal1lage 31, 
6000 Frankfurt am Main 1. 

Im Institut für Anorganische Chemie, Niederul'seI, 
ist für zunächst 3 Jahre die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT II a) ab sofort neu zu besetzen. i 

Aufgabengebiet: .l,VIitarbeit im Grundpraktikum für 
, anorganische Chemie "und im anorganischen Prakti­
kum für Lehrerstudenten. Betreuung von Einrichtun­
gen iu chromatographischen und spektroskopischen 
Verfahren (IR, UV), wissenschaftliche Arbeiten. 
Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
wissenschaftlichen Mitarbeiter Gelegenheit zu selbst­
bestimmter Forschung, insbesondere zu Arbeiten an 
einer Dissertation (§ 45 HUG), gegeben. 
Bewerbungen sind bis zum 15. Januar 1978 an den,. 
Dekan des Fachbereichs Chemie, 6000 Frankfurt am 
Main, Robert-Mayer~Straße 7-9, zu richten. 

Vollmöblierte Wohnung mit Terrasse pnd Garten in 
Einfamilienhaus in Sulzbach am Taunus, sehr ver­
kehrsgÜllstig zur Universität gelegen, für 12 Monate 
ab 1. März 1978 an Gastwissenschaftler zu vermieten, 
Dr. E. Dietz, Physikalisches Institut, Telefon 798 - 25 04. 

Suche dringend für englischen Gastdozenten mit Frau 
und 6j ähriger Tochter 

MÖBLIERTE WOHNUNG 
(2-3 Zimmer, Küche und Bad) 

für die Zeit vom 1. April bis 31. August oder zumindest 
bis 30. Juni Höchstmiete (inkl. Umlagen) 800,- DM. 
Angebote an Prof. Shell, FB 3, Telefon: App. 24 96 oder 
726559. 
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IVIittwoch, 11. Januar 
H. Me"je r, Wuppertal: 
Gibt es in der Reihe Elektron, 
Muon ein drittes Lepton? 
] 7.15 Uhr, Hörsaal Ange­
wandte Physik, Robert: .. Mayer­
Straße 2-4 
Veranstaltung im Rahmen des 
" Physikali~chen Kolloquiums " 

-:::- . 'i·. 

D. W. Müll er, Heidelberg . 
Modelle der statistischen 
Wirkungsanalyse. 
17.30 Uhr, Kolloquiumsraum 
711 des Mathematischen Semi­
nars, Robert-Mayer-Straße 10 
Veranstalter: 
Die Dozenten der Mathematik 

f.} '. 

.J. Je s k e, Würzburg: 
Botswana - Lesotho - Swazi .. 
land. "Schwarze" Faus~pfänder 
im "weißen" Südafrika? 
19 Uhr, Hörsal der Geo­
wissenschaften, Senckenberg­
anlage 36 
Veranstalter: Frankfurter 
Geographische Gesellschaft 

* B. e n z e C. H 0 e k s t r a" i 

Groningen: 
Organisation, Prinzipien und 
Behandlungsergebnisse der 
l\'Iesdagkliniek beim dissozia .. 
len Syndrom . 
19.15 Uhr, Hörsaal H 4 
Veranstalter: Institut für, 
Psychoanalyse (Fb 5) in Ver­
bindung mit dem Institut für 
Kl'irn~nalwissenschaften (Fb 1) 

Donnerstag, 12. Januar 
G eTa I d D, ,F eId man : 
DicDentsche Inflation.von 
1923. Stand und Probl~lI,le, der 
internationalen. Forschung 
15.15- Ul;1.r, Histo.visches ~ernl.-
11<1r, Raum 516a, Gräfstr<;tße 76 
Veranstal ter: Historisches 
Seminar 

* A u g u s tRi e d, Frankfurt : . 
Regulation der Verteilung 
der Anregungsenetgie 
zwischen den beiden Photo­
systernen in Rotalgen ' , ,\ i 

16.15 Uhr, Kleiner HörsacU der 
Botanik, Siesmayerstraße 70 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Botanischen Kolloquiums" . , *' 
Carl Zimmerer, 
Düsseldorf 
Finanzi erungsfragen 

l' ; .. i I I I, ~ 

am Unternehmensmarkt 
17 .15 Uhr, Frankfurter Wert.:. 
papierbörse, Börsenplatz . 
VeI;anstaltung im Rahmen des 
K011oq.uiums "Eigenkapital 
und Kapitalmarkt" 

* Gottfried Hänel, 
Frankfurt: 
Antrittsvorlesung: 
Vom Aerosolteilchen zum 
Wolken tröpfchen ' 
17 :15 Uhr, Ge'owissenschaft­
licher Hörsaal, Senckenberg­
anlage a4 
Veranstal tel': Fachbereich 
Geowissenschaften 

{'} 

F. S tu h I, Bochum: 
Laboruntersuchungen atmo­
sphärischer Radikalreaktionen 
17.15 Uhr, Magnus-Hörsaal 
(Eingang: Emil-Sulzbach ~Str.) 
Veranstalter: Die Dozenten 
der physikalischen Chemie · 

{'} . 

A. L i n d aue r : 
Die Orientierungssy-steme 
deI: Bienen 
i 8 Uhr, Physikalischer Verein, 
Robert-Mayer-Straße 2-4 . 
Veranstaltung im Rahmen der 
.. Schülervorlesungen" des 
Physikalischen Vereins ' , 

{'} 

An ton Leg ne r, Köl~ ;! 
Die.l\.unst der Parlerzeit . 
18.20 Uhr, Liebieghaus, 
SC'haumainkai 71 
Veranstaltung des Kunstge­
schichtlichen Instituts der Uni­
versität und der StädtischEm 
Galerie, Liebieghaus 

{'} 

H ans H. Hof s t ä t t e r 
Freiburg: ' 
Inhalt und Stilformen 
in der Symbolischen Malerei 
18.30 Uhr. Aula der HoChschule 
für Gestaltung Offenbach, 
Schloßstraße 31 

Veranstalter: Hochschule für 
Gestaltung Offenbach am Main 
und der Verein von Freunden 
und Förderern 

{:I-

Re n z e C. H 0 e k s t r a , 
Groningen: 
Störungen der frühkindlichen 
Entwicklungsphasen und ihre 
diagnostische Bedeutung 
19.15 Uhr, Hörsaal H 4, 
Veranstalter: Institut für 
Psychoanalyse (Fb 5) 
in Verbindung mit dem 
Institut für Kriminalwissen­
schaften (Fb 1) 

Freitag, 13. Januar 
R. B i er i, Freiburg: 
Endlich präsentierbare 
auflÖsbare Gruppen 
16 Uhr, Kolloquium'sraum 711 
des '\.VIathematischen Seminars, 
Robert-Mayer-Straße 10 
Veranstalter: 
Die Dozenten der Mathematik 

{:}-

Wolfgang Müller­
Wie n er, Istanbul: . 
Konstantinopel 
vom 4. bis 6. Jahrhundert 
17,15 Uhr, Vortragsraum 
im 3. OG der Stadt- und 
1)-11i versi tä ts bibliothek 
Veranstal ter: Archäologisches 
Institut und Kunstgeschicht­
liches Institut 

{.:l. 

H. P f e i f f er, Hannover: 
Bezeicb'nungssysteme 
für Ordinalzahlen 
17.30 'Uhr, Kolloquiumsraum 
711 des Mathematischen Semi­
nars, Robert-Mayer-Straße 10 
'Veranstalter: 
Die Dozenten der Ma'thematik 

Samstag, 14. Ja~uar 
Tagesseminar: Soziale 
Verteidigungs-Alternative 
zur Rüstung? 
Refer~nt: Dr. Lutz Mez, Berlin 
10 bis 17 Uhr, Alfred-Delp­
Haus, Beethovenstraße 28 ' 
Veranstalter: Katholische 
Sfudentengemein9,e · .. 

~ontag,16.Januar 
Paul ResseI, Hamburg: , 
Transformationsmethoden der 
Wahrscheinlichl~eitstheode' 
16 Uhr, Kolloquiumsraum 711 
des Mathematischen Seminars, 
Robert-Mayer-Straße 10 . 
Veranstalter: 
Die Dozenten der Mathematik 

*. 
Wal t e I' R ö 1 1, Trier: 
Die Judeneide an der 
Schwelle zur Neuzeit 
19.30 Uhr, Raum 418 im Juridi­
cum, Senckenberganlage 31 
Veranstaltung im Rahmen der 
""Rech tsgeschich tliehen Abend­
gespräche". 

Dienstag, 17. Januar 
'B ern d t K r e b s, M'i,inster: 
Neue Ergebnisse der Chemie 
und Struktul'chemie ~'norgani­
scher Schwefel-, S'elen- und 
TeUurverbindungen 
'16.15 Uhr. Großer Hör'saal 
in Niederursel . 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Chemischen Kollequiums 
Niederürsel" 

* Curt Bergquist, 
EngelhoJm (Schweden): 
Raw Materials for Allergenic 
Extracts 
17.15 Uhr, Hörsaal des Paul­
Ehrlich-Instituts, Paul­
Ehrlich-Straße 42-44 
222. Kollequium des Paul­
Ehrlich-Instituts, des Georg­
Speyer-Hauses und des Ferdi­
nand-Blum-Instituts 

{:} 

G e 0 f f r ey A. Man I e y , 
lVIontreal: 
Zur Hörphysiologie der 
Vertebraten 
17.15 Uhr, Kleiner Hörsaal der 
Zoologie, Siesmayerstraße 70 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Zoologischen Seminars" 

Mittwoch, 18. Januar 
R ein e rHo r s t, 
Darmstadt: 
Dualität und QptimaIitäts­
kriterien in der konvexen 
Optimierung 
16.00 Uhr, Kolloquiumsraum 
711 des Mathematischen Semi­
nars, Robert-Mayer-Straße 10 
Veranstalter: Die Dozenten der 
Mathematik 

* Georges Mohn, 
Frankfurt: 
Antrittsvorlesung: 
Prüfung der Mut.agenität von 
ChemileaJien an Balderien 
17,15 Uhr"Großer Hörsaal der 
Biologie, Siesmayerstraße 70 
Veranstalter: Fachbereich Bio­
logie 

* 
H. J. S ' t end er, Köln : 
Zur Konstruktion der Ein .. 
heitengruPIJe in algebraischen 
Zahlkörpern 
l7.30 Uhr, Kolloquiumsraum 
711 des Mathematischen Semi:..> 
nars, Robert-Mayer-Straße 10 
Veranstalter: Die Dozenten der 
Mathematik 

-::'. 

Auf nacb Larzac! 

Dokumentarfilm (1975) über 
den gewaitlosen Kampf einer 
antimilitaristischen Bürgerini­
tiative in'Okzitanien/Süd­
frankreich 
19.00 Uhr, Alfred-Delp-Haus, 
Beethovenstraße 28 
yeranstalter: Katholische 
Studentengemeinde ' 

*' 
Hauskonzert 
Am Mittwo~h, ~8. Januar, fin­
det um 20 Uhr im Magnus­
Hörsaal des, Instituts für Phy­
sikalische Chemie (Robert­
Mayer-Straße 11) d.as 23. HFiuS­
konzert statt. 
Auf dem Programm stehen:' 
Franz Schubert: Quartettsatz 
c-Moll D. 703 
Ma,x Rege}:: Quartett A .. Dur 
Op. 54,' Nr. 2 
Johannes Brahms: Quartett a­
Moll Op. 51, NI'. 2 
Die Ausführenden sind das 
Buchberger-Qua'rtett, Frank­
furt . 

Klaus Lenhart , 
Darmstadt: 
Aufgaben und Forschungs­
projekte der Europäischen 
Raumfahrtbehörde ESA 
20 Uhr, Physikalischer Verein, 
Robert-Mayer-Straße 2-4 
Vortrag der Volkssternwarte 
des Physikalischen Vereins 

Donnerstag, 19. Januar 
Mohammed Sh. 
B a k 0 uni, Frankfurt: 
Das Problem der Zinsbildung 
in einer rohstoffal'men und 
einstufigarbeitsteiligen Volles ~ 
wirtschaft 
16 Uhr, Hörsaal H 1 
Veranstalter: Prof. Dr. 
A. Moxter, Seminar für Treu­
handwesen 

* K. B u 11 r ich, Mainz : 
Entwicklung der Strahlen­
forschung seit Linke 
F. B eck er, Gießen: 
Von der Bioklimatologie zur 
Medizin .. Meteorologie 
17.15 Uhr, Geowissenschaft­
licher Hörsaal, SenckeIiberg­
anlage 34 
Kolloquium zum Gedächtnis an 
Professor Dr. Franz Linke 
(1878-1944) 
Veranstalter: Fachbereich Geo­
wissenschaften 

{:} 

Manfred Schäfer, 
Saarbrücken: 
Eigenltapitalbildung lind Be­
steuerung. Der Einfluß des 
Steuersystems auf das Risiko­
kapital und die Investitions­
bereitschaft 
17.15 Uhr, Frankfurter Wert­
papierbörse, Börsenplatz 
Veranstaltung im Rahmen des 
Kolloquiums "Eigenkapital und 
Kapitalmarkt" 

* Ulrich Littmann , 
Bad Godesberg : 
In den USA studieren -
lohnt sich das? . . 
18 Uhr, Am.erika-Haus, Frank­
furt, Staufenstraße 1 
Veranstalter: Amerika-Haus, 
~Tankfurt 

* W 0 1 f g a n g ' W i 1 t sc h k 0 , 

Frankfurt: 

Ungarische Notizen 
"Ungarische Notizen" ' heißt 

. der 6. Band der "Notizen", 
einer in unregelmäßigen Ab­
ständen erscheinenden Bro­
schüre des Instituts für Kul­
tm'anthropologie und euro­
päische Ethnologie (vormals 
Volkskunde) der Universität 
Frankfurt. Die rund 150 Sei­
'ten umfassenden "Ungarischen 
Notizen" · sind das Ergebnis 
,einer 16tägigen Exkursion im 
Herbst 1976. Sie stellen · ~ . ge­
mäß dem Selbstverständnis 
der "Notizen" den Versuch 
dar, möglichst viele Studen­
ten zu wissenschaftlichen Pu­
blikationen anzuregen, anzulei­
ten und ihnen dafür eine Ver­
öffentlichungsmöglichkeit zu 

·geben. 
Die "Ungarischen Notizen" 
gliedern . sich ,in einen Bild­
und einen Textteil. Die Auto­
ren versuchen, dem gängigen 
Ungarn-Klischee, das im Rei­
sejournalismus und in der 

,Touristenwerbung vorherrscht, 
ungarische Wirklichkeit ent­
gegenzusetzen, bzw. Klischee 
und Wirklichkeit voneinander 
abzusetzen. Schwerpunktartig 
wird das Fortleben folkloristi­
scher und kultureller Traditio­
nen behandelt: Volkstanz, 
Volksmusik, Töpferei, Hirten­
leben und Hirtenfolklore, 

Hochzeit, Museen, Minderhei­
tendörfer. 
Insgesamt ein Band, der nicht 
nur die Fachkollegen interes­
sieren dürfte, sondern mehr 
noch alle Ungarn-Reisenden 
und Ungarn-Freunde, die sich 
nicht als konsumierende Tou­
risten verstehen. 

I-Iinweis vom Kanzler 
Alle Bedienstete haben die 
Verpflichtung, sämtliche Än­
derungen ihrer persönlichen 
Verhältnisse, die Einfluß auf 
die Bemessung des Orts- bzw . 
Sozialzuschlags sowie auf die 
Gewährung des Kindergeldes 
haben können (z. B. Beendi­
gung der Schul- oder Berufs­
ausbildung des Kindes, der 
Berechtigte oder sein Ehegatte 
stellt einen Rentenantrag, ein 
über 18 Jahre altes _KInd er­
wirbt mit Rücksicht auf die 
Ausbildung einen Anspruch 
auf Geldleistungen, dem Be­
rechtigten oder einer anderen 
Person wird zu einer Rente 
Kinderzulage oder Kinder­
zuschuß oder eine sonstige, 
dem Kindergeld vergleichbare 
Leistung bewilligt oder ge­
zahlt), unverzüglich der Per':' 
sonalabteilung anzuzeigen. 

. UNI-REPORT 

Wie finden Zugvögel 
ihren Weg? 
18 Uhr, Physikalischer Verein 
Robert-Mayer-Straße 2-4 ' 
Veranstaltung im Rahmen der 
"Schülervorlesungen" des 
Physikalischen Vereins 

Freitag, 20. Januar 
H. K r a f t, Bonn: 
Geometrische Methoden in der 
klassischen Invariantentheorie 
17,30 Uhr, Kolloquiumsraum 
711 des Mathematischen Semi­
nars, Robert-Mayer-Straße 2-4 
Veranstalter: Die Dozenten der 
Mathematik 

Samstag, 21. Januar 
Tagesseminar : Heimerziehung 
Referentin: Gudrun Jork, 
Dipl.-Päd., Frankfurt 
10 bis 16 Uhr,Alfred-Delp­
Haus, Beethovenstraße 28 
Veranstalter: Katholische Stu­
den tengemeinde 

~ontag,23.Januar 
Rainer Klinke , 
Frankfurt: 
An trittsvor lesung: 
Pathophysiologie arzneimittel­
induzierter Hörstörungen 
10.15 Uhr, Großer Hörsaal des 
Theodor .. Stern-Hauses, 
Theodor-Stern -Kai 7 
V erahstal tel': 
Fachbereich Humanmedizin 

Dienstag, 24. Januar 
Hartmut Fueß, 
Frankfurt: '. , 
BestitnnlUngen von Eleldro .. 
nen .. und Spindichten durch 
Röntgen- und Neutronenbeu­
gung 
16.15 Uhr, Großer Hörsaal 
in Niederursel 
Veranstal tung im Rahmen des 
"Chemischen Kolloquiums 
Niederursei" ' 

Mithvoch, 25. Januar 
Ferdinand Radler, 
Mainz: 
"Malat-Enzyme" bei Milch .. 
säure .. Bakterien und Hefen 
16 Uhr, Hörsaal der Mikrobio­
logie, Siesmayerstraße 70 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Mikrobiologischen Kolloqui­
ums" 

1.' Die tri eh, München : 
Fortschritt bei der hochauf­
lösenden Abbildung in der 
Elektronenmikroskopie mit 
Hilfe von Supraleitungslinsen 
17.15 Uhr, Hörsaal Angewandte 
Physik, Robert-Mayer-Straße 
2-4 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Physikalischen Kolloquiums" 

{1-

Norbert Christopeit, 
Bonn: 
Stochastische Kontrollmodelle 
mit Zufallsrestriktionen 
17.30 Uhr, Kolloquiumsraum 
711 des Mathematischen Semi­
nars, Robert-Mayer-Straße 10 
Veranstalter: Die Dozenten der 
Mathematik 

Spiel mit Marionetten 
Ein Film von Frankfurte.r Stu­
denten zur Entwicklung von 
Feindbildern. Diskussion mit 
den Filmemachern 
19 Uhr, Alfred-Delp-Haus, 
Beethovenstraße 28 
Veranstalter: Katholische stu­
den tengemeinde 

{:}-

D. Ce c h, Braunschweig : 
Entwicklungsprobleme ländli­
cher Räume im südlichen 
Afrika 
19 Uhr, Hörsaal der Geowis­
senschaften, Senckenbergan­
lage 36 
Veranstalter: Frankfurter Geo~ 
graphische Gesellschaft 

Donnerstag, 26. Januar 
E u gen P u sie, Zagreb : 
Selbstverwaltung als Produk~ 
tionsverhäItnis und der Staat 
18 'Uhr, Raum 2104 im Turm 
Veranstalter: Fachbereich 
Gesellsch aftswissenschaften 
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